
Imperialistische  Blockbildung  –
Zeiten verschärfter Spannungen
VON HENRY SCHMIDT

Die  internationalen  Auseinandersetzungen  um  Syrien,  die  weltweite
militärische Aufrüstung, die seit 2008 wütende, globale Krise, der Rauswurf
Russlands  aus  den  G8  und  der  Konflikt  in  der  Ukraine:  All  diese
Geschehnisse passieren nicht zufällig und unabhängig voneinander, sondern
sind Beispiele für zunehmende innerimperialistische Spannungen. Wie und
warum das passiert – das wollen wir hier erklären.

Imperialismus  und  Blockbildung  –  Was  ist
das?

Nach Lenins Imperialismustheorie ist das höchste Stadium des Kapitalismus
der  Imperialismus.  Gekennzeichnet  ist  diese  Phase  erstens  von  einer
Konzentration  der  übergroßen  Mehrheit  der  Produktion  in  die  Hände
weniger  Konzerne,  von  Monopolen,  die  das  Wirtschaftsleben  damit
entscheidend bestimmen. Ein zweites Merkmal ist die Verschmelzung von
Bankkapital  mit  der  Industrie.  Dies  geschieht  durch  Kreditvergabe  der
Banken  oder  auch  Fonds  an  die  Industrie,  was  eine  gegenseitige
Abhängigkeit unter Dominanz der Kreditvergeber herstellt. Drittens ist der
Imperialismus durch massiven Kapitalexport gekennzeichnet. Das heißt, es
wird  mehr  Kapital  in  Geldform  in  der  Welt  investiert,  als  Waren  (z.B.
Maschinen) exportiert werden. Viertens existieren Monopole in Form von
international tätigen Konzernen, die den Weltmarkt unter sich aufteilen und
dominieren. Zudem ist die Aufteilung der Welt in Einflusssphären unter den
imperialistischen  Mächten  abgeschlossen.  Dies  ist  das  fünfte  und  letzte
Merkmal. Alle diese Bedingungen sind heute global betrachtet gegeben.
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Mit  diesen  Merkmalen  des  Imperialismus  im  Hinterkopf  ist  wichtig  zu
erwähnen, dass der Imperialismus ein Weltsystem ist. So kann beispielsweise
Russland, trotz seiner wirtschaftlichen Schwierigkeiten, vor allem durch sein
riesiges  Militär  bei  globalen  Fragen  ein  Wort  mitreden.  Obwohl  es  das
schwächste  Glied  in  der  imperialistischen Kette  darstellt,  ermöglicht  der
Imperialismus  als  Weltsystem  Russland  es  immer  noch,  eine  Rolle  als
Imperialist zu spielen. Dies zeigen die momentanen Ereignisse in Syrien und
der schon länger anhaltende Konflikt in der Ukraine.

Je  mehr  die  Welt  aufgeteilt  ist  und  je  weniger  Möglichkeiten  bestehen,
profitbringend zu investieren, desto größer wird die Konkurrenz zwischen
den imperialistischen Staaten – der Kampf um die Neuaufteilung der Welt
beginnt.  Die  noch  immer  anhaltende  Krise  von  2008  führt  zu  einer
Verschärfung dieser Konkurrenz. Viele Unternehmen gingen Pleite, andere
versuchten ihre Profite und Existenz durch noch aggressivere Expansion zu
retten.

Das  oben  erwähnte  Finanzkapital,  also  die  Verbindung  von  Bank–  und
Industriekapital ist tausendfach mit dem Staatsapparat verbunden (betrachte
dazu auch den Artikel zur Siko in der Zeitung, Anm. d. Red.). Folglich stellt
der Staat mit Diplomatie, Armee, usw. ein Instrument für die herrschende
Klasse im Kampf um Absatzmärkte, Rohstoffquellen oder günstige Standorte
für den Kapitalexport dar und dient somit dem Durchsetzen der Interessen
der Monopolkapitale und Großkonzerne.

Diese  Staaten  werden  durch  die  Interessen  ihrer  Kapitalgruppe  in
imperialistisch  dominierte  Blöcke  gedrängt,  auch  wenn  durchaus
widersprüchliche Interessen innerhalb dieser Blöcke vorhanden sein können.
Diese  Blöcke  sind  jedoch  Mittel,  um  ihre  Interessen  auf  Kosten  der
Halbkolonien, der Lohnabhängigen und anderen Imperialisten bzw. Blöcken
abzusichern. Die beteiligten Staaten verfolgen eine abgestimmte Außen- und
Wirtschaftspolitik.  Mittel  zu  deren  Durchsetzung  sind  Diplomatie,  auf
Grundlage  von  wirtschaftlichem  oder  militärischem  Druck.  Krieg  spielt
hierbei ebenfalls ein Rolle, welche die Fortführung der Politik mit anderen



Mitteln ist.

Widersprüche innerhalb dieser Blöcke

In letzter Instanz ist der Kapitalismus jedoch nationalstaatlich organisiert.
Verschiedene  Nationalstaaten  stehen  in  unerbittlicher  Konkurrenz
zueinander.  Die  Blockbildung  ist  lediglich  ein  temporäres,  strategisches
Bündnis zur Umsetzung der eigenen Interessen. So hat zum Beispiel Italien
unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg den Block der Mittelmächte verlassen,
um  auf  Kosten  Österreich-Ungarns  seinen  Einfluss  in  Kerneuropa
auszubauen. Die USA hat vor dem Zweiten Weltkrieg lange überlegt, auf
welche Seite sie in den Krieg eintreten sollte, was zeigt, wie beliebig Blöcke
gebildet und aufgelöst werden.

Auch die EU ist ein brüchiges Gebilde. Das mögliche Scheitern des Euros, die
Konkurrenz  zwischen den  Führungsmächten  Deutschland und Frankreich
und deren Unterdrückung der ärmeren EU-Länder stellen die europäische
Integration innerhalb des Kapitalismus infrage.
Im Ukraine Konflikt zeigt sich außerdem auch, wie geschickt die USA mit
dem Anheizen des Krieges die EU und Russland gegeneinander ausspielt.
Einerseits, um eine stärke Rolle der EU in Osteuropa zu unterbinden und
andererseits, die Zusammenarbeit beider Mächte zu untergraben.

Folgen der Zuspitzung

Die  Widersprüche  zwischen den  konkurrierenden Nationen treten  immer
offener zu Tage.  Um deren Außenpolitik  durchzusetzen,  wird deshalb zu
einer  massiven  Aufrüstung  gegriffen.  Die  massive  Werbeoffensive  der
Bundeswehr  oder  die  Debatte  um  schlechte  Ausrüstung  in  Deutschland
beweisen dies und müssen unter diesem Gesichtspunkt betrachtet werden.
Deutschland  will  seine  relativ  schwachen  Interventionsmöglichkeiten
verbessern  und  die  eigene  Bevölkerung  auf  Kriegskurs  bringen.



Auch Japan bemüht sich per Gesetzt die Anti-Kriegshaltung aus der Zeit nach
dem Zweiten  Weltkrieg  immer  weiter  aufzuweichen,  um einer  größeren
militärischen Aggression den Weg zu ebnen und sich gegen China in Stellung
zu bringen. Aber auch die Forderung der USA endlich die Richtlinie der
NATO – ein Militäretats von 2% des BIPs – einzuhalten oder die Erhöhung
der Militärausgaben in den meisten Ländern in den letzten 10 Jahren sind
direkte Auswirkungen sowie Anzeichen der verstärkten Konkurrenz.

Um Macht  zu  demonstrieren  und  für  den  Ernstfall  vorbereitet  zu  sein,
werden  Manöver  durchgeführt  und  Truppen  in  Grenznähe  des  Gegners
verlegt, wie es die NATO in letzter Zeit immer wieder in Osteuropa tut. Das
Zentrum des Weltgeschehens verschiebt  sich jedoch immer mehr in  den
Pazifikraum. Dort ringen vor allem China auf der einen und Japan und die
USA auf der anderen Seite um Einfluss. Das drückt sich z.B. in dem Streit
zwischen Japan und China um zwei kleine Inseln, in deren Nähe Öl vermutet
wird, aus und gibt den USA einen guten Grund die Verlegung großer Teile
der US-Marine in den Pazifikraum anzuordnen. Es muss an dieser Stelle
betont werden, dass die beiden größten Pole auf der Welt zwar die USA und
China sind, an die sich andere Staaten anbiedern oder von ihnen dominiert
werden. Das heißt aber nicht, dass ein möglicher dritter Weltkrieg zwischen
den beiden größten Konkurrenten ausbricht. Wahrscheinlicher ist vielmehr,
dass  ein  absteigender  Imperialist  wie  Japan  sein  Abstieg  mit  größerer
militärischer Aggression aufzuhalten versucht.

Wir sprechen von einem möglichen dritten Weltkrieg, weil  die objektiven
Bedingungen denen vor dem Ersten Weltkrieg ähneln. Alte imperialistische
Mächte führen einen erbitterten Kampf gegeneinander sowie gegen neue
Emporkömmlinge. Die Neuaufteilung der Welt ist im vollen Gange. Vor allem
China versucht sich gegenüber den USA Raum zu verschaffen. Das Ablösen
des  US-Dollars  als  Weltwährung  ist  nur  ein  Indikator  dafür.  Diese
Entwicklung führt wie damals vor dem großen Sturm zu einer Reihe von
lokalen Krisen, die an Dichte und Intensität immer mehr zunehmen. Der
Inselstreit im Pazifik, die Stellvertreterkriege wie in Irak, Syrien oder der
Ukraine sind Krisen, die mit dem Balkankriegen oder der Marokkokrise vor



1914 vergleichbar sind. Ist die Aufteilung der Welt abgeschlossen, geraten
die  verschiedenen  Mächte  und  Blöcke  direkt  aneinander,  sodass  eine
Verschiebung der Macht nur noch mit der Mobilisierung aller Kräfte in einem
großen Krieg zu erreichen ist, bis eine Seite seine Ressourcen erschöpft hat
oder von ihrer eigenen Bevölkerung fallen gelassen wird.

Genau da ist unser Ansatz: In einem imperialistischen Krieg wollen wir die
Niederlage  der  Imperialist_Innen  des  jeweiligen  Landes  durch  die
Massenaktion und Revolution der Arbeiter_Innenklasse erreichen. Wie schon
Karl Liebknecht im Ersten Weltkrieg erheben wir heute die Parole:  „Der
Hauptfeind steht im eigenen Land!“

SiKo  2016:  Gegen  das  Treffen
der Kriegstreiber_Innen!
VON LARS KELLER

Unter  der  besonderen  Brisanz  verschärfter  Kriege  im Nahen  Osten  und
Afrika, treffen sich nun schon zum 52. Mal vom 12.2 – 14.2 in München viele
internationale Vertreter_Innen aus Wirtschaft, Politik und Militär, um bei der
sogenannten  NATO-„Sicherheitskonferenz“  (SiKo)  über  die  Weltlage  zu
beraten.  Vor  der  Tür  bleiben  dabei  natürlich  jene  Kräfte,  die  sich  im
Gegensatz zu z.B. den USA, Deutschland, China, Russland oder Japan, nicht
als  imperial ist isches  Land  durchsetzen,  oder  sich  als  deren
Handlanger_Innen  (Herrscher_Innen  in  Halbkolonien  oder  in
Regionalmächten wie Saudi-Arabien) auf der Welt hervortun können.
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Ein Blick auf die Teilnehmer_Innenliste des letzten Jahres offenbart genau
das: Dort finden sich weder Vertreter_Innen aus dem kurdischen Volk, noch
Vertreter_Innen  aus  den  ostukrainischen  Gebieten.  Menschen  deren
Sicherheit und Leben tatsächlich durch Kriege akut bedroht ist, haben auf
der Konferenz nichts zu suchen. Das ist auch keine Überraschung, denn es
geht nicht um das Leben dieser Menschen. Es geht in der imperialistischen
Weltordnung um Einfluss, um die Neuaufteilung der Welt sowie Macht und
damit letztlich um die Sicherung der Profite des Kapitals.

Die  SiKo  spielt  hierbei  eine  wichtige  Rolle  bei  der  Planung  dieser
Neuaufteilung.  Die  Kapitalist_Innen  beraten  sich  mit  ihren  politischen
Vertreter_ Innen  und  mi t  Mi l i tärs .  Auch  das  bestät ig t  d ie
Teilnehmer_Innenliste: Die deutschen Kapitalist_Innen Joe Kaeser (Siemens),
Johannes Teyssen (e.on) oder Wolfgang Porsche treffen zusammen mit ihren
Vertreter_Innen aus CDU, SPD und Grüne auf internationale Militärs wie
etwa Anders Rasmussen (NATO), General Hodges (US-Army in Europa) sowie
auf politische Partner_Innen wie Victoria Nuland (USA) oder Verwalter_Innen
des  Imperialismus  aus  dem  Kosovo.  Mit  dabei  sind  bürgerliche
Medienvertreter_Innen wie die ZEIT oder die ideologischen Denkfabriken des
Imperialismus wie z.B. das „Council on foreign relations“. Hier zeigt sich die
dichte Verflechtung der international agierenden Kapitalist_Innen mit den
Staats- und Ideologieapparaten.

Oftmals  nehmen  die  Kapitalist_Innen  bei  der  SiKo  noch  die  Rolle  der
Waffenproduzent_Innen für das Militär ein. Im Krieg geht es eben nicht nur
um  Rohstoffsicherung,  der  Verdrängung  von  Konkurrent_Innen  und  der
Absicherung von Märkten für das Kapital, sondern auch oft genug um das
direkte, dicke Geschäft mit dem Tod!

Besonders  wichtig  ist  die  diesjährige  SiKo  vor  allem für  den  deutschen
Imperialismus. Die Bundeswehr rekrutiert verstärkt neue Soldat_Innen und
ist aktiv an Kriegseinsätzen im Nahen Osten und Afrika beteiligt. So sieht
Deutschlands „Verantwortung übernehmen“ aus. Den humanitären Schein
versuchte  sich  die  Bundesregierung im Sommer über  die  Aufnahme von



Flüchtlingen zu geben. Jetzt ist der Kampf gegen den Terror ein üblicher
Schleier über die tatsächlichen Kriegsinteressen.

Widerstand und Protest

Obwohl sich die Weltlage in den letzten Jahren mehr und mehr zuspitzt,
Terroranschläge als Begründung für imperialistische Kriege benutzt werden,
der zunehmende Konkurrenzkampf zwischen den imperialistischen Mächten
immer offener zu Tage tritt und ganze Weltregionen zusehends destabilisiert,
ist der Protest gegen die SiKo die letzten Jahre immer kleiner geworden.

Die Sozialdemokratie und Gewerkschaften tragen die Politik der deutschen
Regierung mehr oder minder offen mit. Teile der Friedensbewegung gingen
in  den  letzten  Jahren  nach  rechts:  Manche  betrachten  den  russischen
Imperialismus  als  willkommenen  Ausgleich  zum Westen,  andere  fallen  –
gerade nach Paris – auf die humanitären Lügen der Kriegstreiber_Innen rein
oder führen mit  wehenden Fahnen des Pazifismus die Bewegung in eine
Sackgasse. Wie kann jedoch ein zum Ziel führender Widerstand aussehen?

Unser Widerstand muss von einer internationalen Grundlage ausgehen, nur
so  kann  den  international  organisierten  Kriegstreiber_Innen  wirkungsvoll
entgegen gehalten werden. Weiter sollte der Widerstand eine Perspektive für
die  arbeitenden  Bevölkerung  sowie  national  unterdrückter  Minderheiten
aufweisen. Das heißt:  Wir stellen uns politisch niemals auf die Seite der
Imperialist_Innen und ihrer Handlanger_Innen, und versuchen über geeinte,
militante  Aktionen  (z.B.  Massenstreiks,  Blockadeaktionen)  der
Arbeiter_Innen,  der  Jugend  und  Unterdrückten,  die  Niederlage  des
Imperialismus  herbeizuführen!

Mit dieser Perspektive reisen wir im Februar nach München!

Anti-SiKo-Protest  /  Demonstration  +  Kundgebung  /  13.2.2015  /



Stachus  /  München

Nach  Paris:  Militarismus,
Repression und Imperialismus
von Ben Zimmer

In  Paris  gab  es  einen  schrecklichen  Anschlag  des  selbsternannten
„Islamischen Staates“  (IS),  durch den 130 Menschen ihr  Leben verloren
haben. Darauf folgend gab es einen Ausnahmezustand in Frankreich und
Belgien,  der  in  Paris  auch  heute  noch  aufrecht  erhalten  wird.  Die
Bundeswehr geht wieder vermehrt ins Ausland, um deutsche Interessen zu
vertreten.  Wie  das  alles  zusammenhängt  und  welche  Interessen
dahinterstehen, wollen wir in folgendem Artikel genauer erläutern.

Was ist los in Syrien, dem Irak und Mali?

Syrien,  Irak  und  Mali  werden  vom  Kapital  und  den  Regierungen  als
„Krisengebiete“ bezeichnet; es sind Gebiete, in denen der Imperialismus eine
Menge  Chaos  anrichtet  oder  angerichtet  hat.  Im  Moment  kämpfen
verschiedene  Imperialist_Innen  in  diesen  Ländern  um  geopolitische
Interessen  und  Rohstoffsicherung.
Dabei prallen im Nahen Osten vor allem der amerikanische und der russische
Imperialismus aufeinander, während Frankreich und Deutschland auch einen
immer  größeren  Machtanspruch  stellen  und  im  Moment  einen  neu
erstarkten,  dritten  Pol  darstellen.
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In  Mali,  einem  Land  im  Nord-Westen  Afrikas,  kämpft  der  französische
Imperialismus  seit  Januar  2013  gegen  den  Terrorismus  und  will  seine
Machtinteressen festigen.
Es lässt  sich die These aufstellen,  dass die deutschen und französischen
Imperialismen in Zusammenarbeit  und gleichzeitiger  Konkurrenz mit  den
großen und starken ImperialistInnen, also der USA, Russland und China,
militärisch  und  wirtschaftlich  offensiver  als  zuvor  agieren  und  so  ihre
Interessen durchsetzen wollen.

Einordnung von Paris

Am 13. November wurden in der Hauptstadt Frankreichs über 130 Menschen
getötet und über 250 Menschen verletzt. Zu dieser schrecklichen Tat, die vor
allem Jugendliche und ArbeiterInnen getroffen hat, hat sich der faschistische
„Islamische Staat“ bekannt.
Auch wenn diese Anschläge durch nichts zu entschuldigen sind, waren sie
eine reaktionäre Antwort auf die endlose Serie imperialistischer Kriege nach
dem 11. September 2001 und die jüngsten Bombenangriffen in Mali seitens
Frankreich.
Dieser Anschlag spielt der KapitalistenInnenklasse auf einer gewissen Ebene
in  die  Hände.  Sie  kann,  unter  dem  Vorwand,  sie  würde  den  Terror
bekämpfen,  d ie  Armee  aufrüsten,  v ie le  Angri f fe  gegen  die
ArbeiterInnenklasse durchbringen und die Klasse rassistisch spalten, indem
sie die Grenzen zwischen migrantischen Arbeiter_Innen und islamistischen
Terroristen verschwinden lässt.
Dies wurde auch direkt gemacht. Es wurde ein Ausnahmezustand ausgerufen
und über Syrien und Mali wurden weitere Bombenangriffe geflogen, denen
sich jetzt auch die Bundeswehr angeschlossen hat.

Säbelrasseln

Doch nicht nur Frankreich nutzt den Terror des IS aus, um seine Interessen
zu vertreten, auch Deutschland will außenpolitisch wieder aktiver werden.



Direkt  nach  den  Anschlägen  kündigte  Merkel  an,  dass  sie  „mit  Ihnen
[Frankreich, Anm. d. Red.] gemeinsam den Kampf gegen die führen wird, die
Ihnen so etwas Unfassbares angetan haben“. Noch im selben Satz, in dem sie
ihre  Krokodilstränen  vergießt,  verkündet  sie  dann,  dass  es  weitere
Auslandseinsätze  geben  wird.

Dem folgen natürlich auch Taten: Bei den Aktionen Frankreichs gegen den
„Islamischen  Staat“  (IS)  soll  es  „Geleitschutz“  für  einen  französischen
Flugzeugträger,  Satellitenaufklärung,  sowie  vier  bis  sechs  Aufklärungs-
„Tornados“ und eine Aufrüstung der Ausbildungsmission im Nordirak geben.
Dieser  Geleitschutz  ist  eigentlich militärisch gesehen nicht  nötig,  da der
Flugzeugträger über ein Raketenabwehrsystem verfügt, sich auf dem Wasser
gut selbst verteidigen kann und nur durch Mittelstreckenraketen, über die
der IS nicht verfügt, zerstört werden kann. Einzig der IS hat momentan ein
Interesse daran, diesen Flugzeugträger zu zerstören, ist aber unfähig, dies zu
tun.  Da  kommt  zwangsläufig  die  Frage  auf:  Wieso  gibt  der  deutsche
Imperialismus dem Flugzeugträger symbolischen Geleitschutz? Dies ist ein
Ausdruck davon, dass der französische und der deutsche Imperialismus ein
Zeichen setzen wollen, dass sie gemeinsam präsent sind und sich nicht dem
amerikanischen oder dem russischen Imperialismus „unterwerfen“ wollen,
sondern  eine  eigenständige  Macht  darstellen,  die  auch  direkt
Alleingeltungsanspruch  auf  das  Mittelmeer  erhebt.
In dieses Bild passt auch die Ausweitung des Bundeswehr-Auslandseinsatzes
in Mali.  In das Land im Norden Afrikas sollen bis zu 1200 Soldat_Innen
geschickt werden. Hier wird als Begründung von der Kriegsministerin Ursula
von der Leyen (CDU) aufgeführt, dass man Frankreich im „Kampf gegen den
Terror“ unterstützen wolle, das dort schon seit Januar 2013 angeblich gegen
den Terrorismus kämpft.

Für  all  diese  Ziele  braucht  man  natürlich  Menschenmaterial.  Nach  der
Abschaffung der Wehrpflicht  hat Deutschland einige Probleme, genügend
Soldat_Innen für ihren Krieg zu finden. Daher hat sie eine groß angelegte
Bundeswehrkampagne gestartet, die erst nur Prävention war, ihr jetzt aber
in die Hände spielt. Unter dem Motto „Mach, was wirklich zählt“ wird mit



über 30.000 Plakaten, 5.000.000 Postkarten und Riesenpostern in 11 Städten
in Deutschland für die Kampagne geworben.  Dabei  soll  mit  reaktionären
Slogans wie „Nach der Schule liegt dir die Welt zu Füßen, halte sie sicher“
oder „Kriegsherde löschst du nicht mit Abwarten und Tee trinken“ für über
4000 Jobs bei der Bundeswehr geworben werden. Diese 10 Millionen Euro
schwere Kampagne ist aus Sicht des Kapitals auch sehr erfolgreich. Während
man  2013  noch  etwas  über  1000  unter  18-Jährigen  zum  Militärdienst
einziehen  konnte,  rechnet  man  nun  mit  bis  zu  2700  minderjährigen
Soldat_Innen.

Der  deutsche  und  der  französische  Imperialismus  wollen  sich
zusammenfassend als Machtfaktor im Nahen Osten etablieren und so stärker
an  der  zukünftigen  Neuaufteilung  des  Gebietes  beteiligt  sein.  Um  ihr
Säbelrasseln zu legitimieren, nutzen sie die Anschläge von Paris. Dadurch,
dass  die  Armeen  der  Imperialist_Innen  in  Syrien  kämpfen,  können  sie
behaupten, dass sie den IS bekämpfen und etwas in den Herkunftsländern
gegen die „Flüchtlingswelle“ machen. Dass ihre Lösung reaktionär ist, zu
mehr  Geflüchteten  führt,  letztendlich  auch  für  das  Aufkommen  des  IS
verantwortlich  ist  und  es  um  reine  Vertretung  von  geostrategischen
Interessen geht, spielt bei der Legitimation keine Rolle. Man will nur den
„demokratischen“ und „friedlichen“ Schein bewahren.

Ausnahmezustand und Repression

Wie  oben  kurz  angerissen,  wurde  nach  dem  Attentat  in  Paris  ein
Ausnahmezustand ausgerufen. Das ist selbst für eine bürgerliche Demokratie
sehr selten. Das bis jetzt einzige Mal war während des Algerienkriegs in den
50er und 60er Jahren.  Dabei  wurden über 200 Aufständische gegen den
imperialistischen  Terror  von  den  französischen  Bullen,  der  Gendarmerie,
erschossen,  gefoltert  und  hingerichtet.  Neben  diesem  bis  jetzt  einzigen
frankreichweiten  Ausnahmezustand  wurde  dieses  Mittel  auch  schon  auf
regionaler Ebene, wie zum Beispiel 2005 bei den Jugendaufständen in den
Pariser Vorstädten, eingesetzt. Man sieht also, dass die Ausnahmezustände



bis  jetzt  nur  ausgerufen  wurden,  um Aufstände  niederzuhalten  oder  die
bürgerliche Demokratie gegen Befreiungskämpfe oder andere Angriffe zu
verteidigen.

Ein Ausnahmezustand kann in Frankreich per Dekret, also einem von dem
Staatsoberhaupt  erlassenen  Beschluss,  maximal  12  Tage  bestehen.
Ansonsten  muss  das  Parlament  dem  Ausnahmezustand  per  Gesetz
zustimmen. Dies ist am 26. November passiert. Der sogenannte Linksblock
um  die  „Parti  socialiste“  (Sozialistische  Partei),  die  stalinistische
Kommunistische Partei Frankreichs (KPF) und die Linkspartei (PG) haben bis
auf drei Ausnahmen dafür gestimmt, den Ausnahmezustand auf drei Monate
zu verlängern. Dies stellt einen klaren Burgfrieden mit dem französischen
Kapital und einen Verrat an ihrer Mitgliederbasis dar und ist aufs Schärfste
zu verurteilen und zu bekämpfen!
Dadurch können massive Angriffe gegen „Systemgegner_Innen“, also Linke
gefahren  werden.  Neben  den  Tatsachen,  dass  die  Bullen  ohne
Durchsuchungsbefehl  willkürlich  jede  Wohnung  durchsuchen  dürfen  und
systemfeindliche  Organisationen  und  Parteien  leicht  verboten  werden
können,  gibt  es  auch  massive  Angriffe  auf  die  Versammlungsfreiheit:
Demonstrationen  und  Saalversammlungen  sind  verboten  und  können
geräumt werden – und das mit der Begründung, keine Ziele für Terroristen
zu  schaffen.  Welche  Verlogenheit,  wenn  man  die  Versammlungsfreiheit
massiv  einschränkt,  aber  die  öffentlichen  Plätze  und  Geschäfte  weiter
geöffnet  bleiben!  Des  Weiteren  dürfen  die  Bullen  eine  Ausgangssperre
verhängen,  das  Betreten  von  bestimmten  Gebieten  untersagen  und
willkürlich Menschen festnehmen.  Ein  Wunder,  dass  sie  die  Freiheit  der
Presse, wie in den 50ern, noch nicht eingeschränkt haben.

All  diese  Maßnahmen stellen  für  die  Klasse  der  Lohnabhängigen keinen
Schutz vor dem möglichen Terror durch den IS dar, sondern sind Angriffe auf
die Rechte der Arbeiter_Innenklasse! Die Demokratie der Arbeiter_Innen und
Jugendlichen kann man nicht anhand von „Freiheiten“ und „Offenheit“ von
Parlamenten feststellen,  sondern über  die  Versammlungs-,  Organisations-
und Pressefreiheit. Durch diese können sich Arbeiter_Innen und Jugendliche



erst organisieren und ihre Forderungen auf die Straße tragen. Diese wurde
durch den Ausnahmezustand aufgehoben und ist damit ein direkter Angriff
auf die Demokratie.

Die Folgen des Ausnahmezustands hat die Arbeiter_Innenklasse schon zu
spüren bekommen. In Paris wurde eine recht kleine Demonstration der NPA
(Neue antikapitalistische Partei) während des Ausnahmezustandes
gewaltsam  aufgelöst  und  von  den  Bullen  außergewöhnlich  repressiv
behandelt.  Verschlimmert hat sich die Situation an dem Wochenende der
Klimakonferenz: Nachdem der Protest gegen eine Klimakonferenz verboten
wurde und viele nur bei symbolischen Aktionen blieben, hat sich die NPA
richtigerweise  dazu  entschieden,  trotzdem  gegen  die  Konferenz  zu
demonstrieren. Dabei wurden mehr als die Hälfte der 500 DemonstrantInnen
festgenommen und über Nacht in Zellen gesteckt.
Doch nicht nur in Frankreich und Belgien wurden die Anschläge auf Paris als
Vorwand für reaktionäre Gesetze und Aktionen benutzt.  Neben der oben
beschriebenen  imperialistischen  Invasionen  in  den  Nahen  Osten  fordern
deutsche  Bullengewerkschaften  die  sogenannte  Vorratsdatenspeicherung,
die  eine  Totalüberwachung  des  Internets  darstellt,  die  es  in  Frankreich
bereits gibt (!) und die absolut nichts gegen den IS-Terror genutzt hat.

Auch der EU-Digitalkommissar Günther Oettinger ist der Meinung, dass eine
bessere Überwachung notwendig sei  und behauptet,  dass „gerade wir in
Deutschland […] endlich unser Grundmisstrauen gegenüber Geheimdiensten
ablegen (sollten)“  und stößt  mit  anderen  bürgerlichen PolitikerInnen ins
Horn der Totalüberwachung.

Was tun gegen Krieg und Repression?

All diese Dinge sind schlimm und „scheiße“, aber das heißt nicht, dass sie in
Stein gemeißelt sind. Wie in dem Artikel schon ein paar Mal angeschnitten,
gibt es Protest und Widerstand. Dies ist unserer Meinung nach die richtige
Antwort. Die NPA hat als einzige linke Kraft in Frankreich richtig auf den



Ausnahmezustand reagiert und dagegen demonstriert. Auch wenn die Protest
wegen der geringen Größe der NPA recht klein geblieben sind, waren sie ein
wichtiges Signal.

Auch Demonstrationen gegen Krieg und Militarismus sind wichtig. So haben
in Essen bei einer Demonstration der Linkspartei fast 1.000 Menschen gegen
den NATO-Kriegsrat, der dort getagt hat, protestiert. Konferenzen, auf denen
sich Organisationen und AktivistInnen besprechen, welche Perspektive und
welche Praxis gegen den Militarismus und die Repression nötig ist, halten
wir für gut und richtig.

Doch es kann nicht bei kleinen, lokalen Aktionen bleiben. Es muss eine breit
angelegte,  internationale  Kampagne aller  Organisationen geben,  um dem
Militarismus und der Repression entgegen zu treten. Diese muss sich auf die
Klasse der Lohnabhängigen stützen. Daher müssen wir alle Arbeiter_Innen,
die  bei  den sozialdemokratischen und stalinistischen Parteien organisiert
sind,  dazu aufrufen,  mit  deren Politik  der „Nationalen Einheit“,  d.h.  den
Zusammenhalt der nationalen Bourgeoisie mit dem „nationalen“ Proletariat,
der  Sozialpartnerschaft  und  der  direkten  oder  indirekten  Unterstützung
imperialistischer Kriege zu brechen. Diese Politik ist nicht in Ihrem Interesse
und sie werden von ihrer Führung objektiv verraten. Allerdings sollte man
auch  nicht  den  Fehlschluss  ziehen,  dass  alle,  die  sozialdemokratisch
organisiert  sind,  nicht  willkommen  sind,  weil  ihre  Partei  den  Krieg
unterstützt.  Alle,  die  gegen Krieg und für  Demokratie  sind,  müssen ihre
Gewerkschaften, Parteien und Organisationen vielmehr dazu drängen, mit
„Nein“  gegen  den  Krieg  zu  stimmen.  Diese  Einheitsfront  könnte  auch
deutlich besser auf die Bundeswehrkampagne reagieren, als es jetzt der Fall
ist, da es nur lokale, sich nicht auf Masse stützende Aktionen gibt.

In die kommenden Mobilisierungen, auch wenn wir uns keine Illusion über
deren Größe machen, wollen wir folgende Forderungen hineintragen:

Nein zu jeder Intervention in Mali, Syrien und dem Irak durch die



Bundeswehr und die französische Armee! Alle ausländischen Truppen
und  Besatzer_Innen,  egal  ob  USA,  Deutschland,  Frankreich,
Arabische  Emirate,  Türkei  oder  Russland  raus  aus  den  Ländern!
Für  eine  internationale  Solidaritätsbewegung mit  den Kurd_Innen
und  allen  fortschrittlichen  Kräften,  die  gegen  IS  und  Besatzung
kämpfen!  Bedingungslose  Hilfe  für  die  Befreiungskämpfe,  statt
verlogener  „Kampf  gegen  den  Terror“!
Nein  zum  Ausnahmezustand!  Sofortige  Wiedereinführung  der
Versammlungs-  und  Demonstrationsfreiheit  in  Frankreich  und
Belgien! Nein zur Aufhebung von demokratischen Rechten! Nein zu
allen (neuen) Überwachungs- und Repressionsmaßnahmen, wie z. B.
der Vorratsdatenspeicherung!
Schluss mit allen Rüstungsexporten der westlichen Imperialist_Innen
an  die  Türkei  oder  die  arabischen  Staaten  und  des  russischen
Imperialismus an das Assad-Regime!
Nein zur rassistischen Spaltung! Der Terroranschlag in Paris darf
keine  Legitimation  für  rassistische  Spaltung  und  Terror  gegen
Refugees sein! Offene Grenzen und Bleiberecht für alle! Für eine
Bewegung von Arbeiter_Innen,  Linken und Gewerkschaften gegen
rassistische Gesetzte und Bewegungen auf der Straße! Für das Recht
auf Selbstverteidigung gegen rassistische und faschistische Angriffe!

Stell  dir  vor  es  ist  Schulstreik
und alle gehen hin!
VON JAQUELINE KATHERINA SINGH
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Neue Rassistische Bewegungen

Das Jahr 2015 ist vorbei. Wenn wir zurückblicken, dann sehen wir einen
extremen Anstieg  von  Übergriffen  auf  Geflüchtete  und ihre  Heime,  eine
breite Anzahl von Asylgesetzverschärfungen und die ansteigende Zahl von
rechten,  rassistischen  Mobilisierungen.  Blickt  man  über  die  Grenzen
Deutschlands hinweg, sieht’s nicht besser aus. In Europa können wir seit
Jahren eine massive Zunahme von rassistischen Mobilisierungen beobachten.
Nur  zwei  Beispiele:  in  Frankreich  verbreitet  die  Front  National  seit
Jahrzehnten  rechten  Populismus  und  befindet  sich  seit  Jahren  im
Aufschwung. In der Ukraine haben Faschisten und ein reaktionäres Regime
in  den  letzten  Jahren  sämtliche  linke  Organisationen  und  die
Arbeiter_innenbewegung  zerschlagen.

Zeitgleich ist  in der gesamten EU Abschottung angesagt.  Dabei  sind die
imperialistischen  Länder  Westeuropas,  allen  voran  Deutschland,
hauptverantwortlich dafür, dass Millionen Menschen zur Flucht gezwungen
werden.  Jahrhundertelange  Ausbeutung,  militärische  Interventionen  und
Unterstützung  reaktionärer  Regime  und  Diktaturen  durch  beispielsweise
Waffenexporte sind unerlässliche Mittel zur Sicherung der Profite westlicher
Konzerne und der Machtinteressen von Ländern wie Deutschland.
Umso zynischer ist es, wenn die Verursacher von Ausbeutung und Krieg auch
noch festlegen,  wer  von den Millionen Geflüchteten,  vor  Not  und Elend
fliehen darf. Als Antwort auf die steigende Anzahl von Geflüchteten, sollen
nun  die  Außengrenzen  wieder  „sicher“  gemacht  werden.  Wer  allerdings
„nützlich“ ist und eine „gute Integrationsperspektive“ vorzuweisen hat, darf
bleiben, die anderen sollen möglichst rasch wieder deportiert werden. So
wurden alle Balkanländer zu sicheren Herkunftsländern erklärt, womit Roma
und Sinti jederzeit abgeschoben werden können. Die Türkei gilt trotz des
Krieges gegen das kurdisches Volk und der immer offeneren diktatorischen
Herrschaft Erdogans als „sicheres Herkunftsland“, das bei der Stärkung der
Festungsmauern Europas kräftig mitwirken soll. Aber trotz alledem war 2015
auch ein Jahr, in dem viele Menschen ihre Solidarität mit den Geflüchteten
z u m  A u s d r u c k  b r a c h t e n .  V i e l e  s i n d  n a c h  w i e  v o r  i n



Supporter_innenstrukturen  aktiv.  Viele  wollen  sich  gegen  staatlichen
Rassismus  und  rechte  Mobilisierungen  wehren.  Aber  diese  Aktivitäten
bleiben oft vereinzelt, lokal begrenzt – und damit weit weniger wirksam als
notwendig.

Schulstreikaktionen

Am  19.11.2015  gab  es  in  verschiedenen  Städten  Schulstreiks  und
Solidaritätsaktionen. Jugendliche gingen in Frankfurt am Main unter dem
Motto „We all need Education“ auf die Straße, in Bremen und in Berlin unter
dem Motto „Ob PEGIDA oder Staat, brennende Heime sind die Früchte ihrer
Saat“. In Göttingen, Kassel, sowie München gab es Solidaritätsaktionen von
Schüler_innen  und  Student_innen.  Insgesamt  waren  mehr  als  4000
Jugendlichen  an  diesem  Tag  bundesweit  auf  der  Straße  um  ein  klares
Zeichen gegen die rassistischen Mobilisierungen, aber auch den staatlichen
Rassismus zu setzen.

Jetzt stellen sich Viele die Frage: Wie geht’s
weiter? Was kommt nach dem Streik?

Die  rassistische  Bewegung  wird  nicht  abnehmen.  Vielmehr  besteht  die
Gefahr dass sie größer wird. Denn während Seehofer für eine Obergrenze für
Geflüchtete argumentiert und weiter Menschen im Mittelmeer ertrinken, gibt
es nichts was die rechten Kräfte davon abhält weiter zu mobilisieren und zu
hetzen. Das wirft die Frage auf: Was können wir tun?

Die Antwort hört sich einfach und kompliziert zu gleich an: Wir brauchen
eine bundesweite, antifaschistische und antirassistische Jugendbewegung!
Doch was heißt das konkret? Was braucht eine Bewegung damit sie Erfolg
hat? Zunächst einmal sollte sie gemeinsame Forderungen aufwerfen.
Als Forderungen schlagen wir von REVOLUTION vor:



Volle demokratische und politische Rechte, volle Staatsbürgerrechte
für Alle.
Nein  zu  Grenzkontrollen,  Residenzpflicht,  Einreise-  und
Aufenthaltsbeschränkungen!  Volle  Bewegungsfreiheit  für  alle
Geflüchteten!
Für das Recht auf Arbeit und die gewerkschaftliche Organisierung
aller Geflüchteten, keine Kompromisse bei Mindestlohn und sozialer
Sicherung!  Für  freie  Bildung und die  sofortige  Abschaffung aller
Extragebühren  für  Deutschkurse  und  Bildungsangebote  für
Geflüchtete!
Nein  zum  menschenunwürdigen  Lagersystem!  Enteignung
leerstehenden Wohnraums zur Unterbringung von Geflüchteten und
den massiven öffentlichen Ausbau des sozialen Wohnungsbaus statt
Privatisierungen und Immobilienspekulationen!
Sofortige  Beendigung  aller  Kriegseinsätze  in  Mali,  Syrien,
Afghanistan, Irak, Kosovo, dem Mittelmeer und vor dem Horn von
Afrika,  Schluss  mit  den  deutschen  Rüstungsexporten  und  der
deutschen  Aufrüstung!
Für  das  Recht  auf  Selbstverteidigung  gegen  Polizeigewalt,
rassistischer und faschistischer Angriffe!

Aber  eine  Bewegung  besteht  natürlich  nicht  nur  in  erster  Linie  aus
Forderungen, sie muss versuchen, um diese herum zum mobilisieren und
eine  solche  Kraft  aufzubauen,  dass  sie  in  der  Gesellschaft  gehört  und
durchgesetzt werden. Kurz, es gilt eine Bewegung aufzubauen, die auch über
den nötigen sozialen Rückhalt verfügt.
Bundesweite Vernetzung Die Aktionen in den Städten liefen bisher jedoch
recht isoliert ab und fanden kein bundesweites Gehör. Ein Schritt in Richtung
Bewegung  besteht  darin,  die  bereits  bestehenden,  unterschiedlichen
Bündnisse  aus  den  Städten  für  eine  gemeinsame  Aktion,  also  einen
bundesweiten  Streiktag  oder  einer  Großdemonstration,  zu  gewinnen.
Gemeinsame  zentrale  Forderungen  wie  die  nach  offenen  Grenzen,  der
Enteignung  von  ungenutztem  Wohnraum  oder  das  Recht  auf  gleiche,
kostenlose  Bildung  und  Ausbildungsplätze  für  Alle  werden  so  besser
wahrgenommen,  da  die  gesamte  Aktion  mehr  Leute  erreicht.



Vernetzung muss es aber nicht nur auf bundesweiter Ebene, sondern auch
vor Ort, an den Schulen, an Unis, in den Berufsschulen und Betrieben oder in
den Stadtteilen geben. So kann man sich untereinander austauschen und
unerfahrene Aktivist_innen, die gerade ihren ersten Schulstreik oder ihre
erste  Aktion  planen  wollen,  unterstützen.  Vor  allem  aber  können  diese
Menschen nicht nur als Teilnehmer_innen, sondern auch als Aktivist_innen
gewonnen werden.

Kämpfe verbinden

In der aktuellen Situation, in der Geflüchtete und ihre Unterkünfte, sowie
Linke angegriffen werden, muss man sich fragen, was dem rassistischen Mob
schlagkräftiges entgegen setzten kann. Dass die Polizei, wie sie in Heidenau,
Freital oder auf vielen Demonstrationen gezeigt hat, nicht daran interessiert
ist,  Geflüchtete zu schützen, wirft die Frage nach der Organisierung von
Selbstverteidigung auf. Doch um diese umzusetzen, braucht man Massen an
Menschen und Rückhalt in der Bevölkerung.

Klassenfrage

Der  Kampf  gegen  Rassismus  ist  auch  eine  Klassenfrage.  Rechte
argumentieren gerne mit der Rhetorik „Das Boot ist voll“ und der Angst, dass
die  Geflüchteten  die  Arbeit  und  den  Wohnraum  wegnehmen.  Dieser
Spaltung,  die  nicht  nur  von  den  Rechten,  sondern  auch  von  den
Unternehmer_innen und der „Mitte“ der Gesellschaft vorangetrieben wird,
müssen wir  uns  aktiv  entgegenstellen!  Integriert  man Geflüchtete  in  die
Kämpfe  der  Arbeiter_innenklasse  für  Mindestlohn,  bessere
Arbeitsbedingungen,  für  Arbeitszeitverkürzung,  für  Ausbau  sozialen
Wohnraums,  die  Enteignung  von  Immobilienspekulanten  usw.,  so  kann
daraus  eine  enorme Stärke  entstehen.  Wir  treten  daher  dafür  ein,  dass
Flüchtlinge in Gewerkschaften aufgenommen werden.
Dass der Kampf gegen Rassismus und für gemeinsame Interessen in die
Gewerkschaften und Betriebe getragen wird, ist aus zwei Gründen wichtig.



Erstens, um die reale Spaltung zu bekämpfen und gegen Chauvinismus und
Rassismus  unter  Lohnabhängigen  zu  agieren.  Zweitens,  weil  die
Arbeiter_Innenklasse  aufgrund  ihrer  Stellung  in  der  Produktion  und  die
Gewerkschaften als Massenorganisationen tatsächlich die Macht hätten, den
staatlichen Rassismus zu bekämpfen, Selbstverteidigungsorganisationen von
Migrant_Innen,  Linken  und  Jugendlichen  zu  unterstützen  und  durch
politische Demonstrationen und Streiks gleiche Rechte für alle zu erkämpfen.

How to Schulstreik

In  der  Vergangenheit  mobilisierten  wir  von  REVOLUTION  für  mehrere
Schulstreiks.  Sei  es  in  der  Bildungsstreikbewegung,  die  2009  ihren
Höhepunkt hatte, oder die zwei im letzten Jahr, wo wir zusammen mit dem
Refugee Schul-  und Unistreik Berlin im Sommer 7000 und im November
2014 3500 Teilnehmer_innen auf die Straße gebracht haben. Ein Schulstreik
legt  zwar  keine  Produktion  lahm,  ist  aber  ein  Akt  des  politischen
Massenprotests  und  des  zivilen  Ungehorsams.  Er  hat  die  Möglichkeit,
politische Forderungen aufzuwerfen, ohne das man viel Angst haben muss,
von  der  Schule  zu  fliegen.  Zusätzlich  polarisiert  ein  solcher  Streik  die
politische Stimmung in den Bildungseinrichtungen und öffnet diesen – oft
abgeschotteten Ort Schule – für politische Debatten.

Aber nun ist die Frage: Wie wird ein erfolgreicher Schulstreik überhaupt
organisiert?
Zu aller erst  ist  es wichtig das politische Klima in deiner Stadt und die
aktuelle  Situation zu beachten.  Gab es  rassistische Mobilisierungen oder
Übergriffe?  Gab  es  schon  Kundgebungen  oder  Gegenmobilisierungen  zu
diesem Thema und gibt es eventuell Schulen, an welchen Schüler_innen an
der Organisation dieser Proteste beteiligt waren? Oder gab es sogar schon
Schulstreiks in deiner Stadt, an welche angeknüpft werden können? Solche
Vorbedingungen sind natürlich  hilfreich bei  der  Organisation zukünftiger
Aktionen.
Aber auch wenn es in euren Städten noch nichts dergleichen vorher gab,
heißt es noch lange nicht, dass ein Streik erfolglos sein muss.



Mobilisierung ist Handarbeit!
Hat man eine Aktion geplant, ist es klar, dass man möchte, dass möglichst
viele  Leute  zu  dieser  kommen.  Doch  wie  erreicht  man möglichst  Viele?
Internetpräsenz  ist  hierbei  ein  wichtiges  Mittel.  Beispielsweise  eine
Facebook-Veranstaltung die regelmäßig aktualisiert wird und in der auch
inhaltliche Sachen geteilt werden können, zahlt sich aus. Aber alleine hat
eine Veranstaltung auf  Facebook nicht  den gleichen Einfluss wie direkte
Mobilisierungen für Aktionen vor Schulen. Im Vorfeld zum letzten Schulstreik
in Berlin 2015 haben wir an über 80 Schulen geflyert, plakatiert und kurze
Kundgebungen gehalten. Dies sorgt dafür, dass Jugendliche direkt erreicht
werden, die sonst nicht in der linken Szene ihrer Stadt rumhängen und mit
dem Thema noch nicht vertraut sind. Darüber hinaus erreicht man nicht nur
mehr Leute, man sorgt auch dafür dass in der Schule selber Diskussionen
geführt werden. Mitschüler_innen, die gegen die Aktion oder gar Rassisten
sind, werden gegen den Streik argumentieren und Gespräche eröffnen, die
zur Politisierung und Mobilisierung der Mitschüler_innen genutzt  werden
können.

Und eine solche Mobilisierungstour ist auch nicht schwer zu starten. Das
Material kann von lokalen oder bundesweiten Bündnissen verwendet werden,
Boxen und Mikrofon müssen organisiert werden und schon kann’s losgehen.
In den Pausenzeiten wird sich vor die Schule gestellt, Musik wird abgespielt,
Flyer  verteilt  und  zu  einem günstigen  Zeitpunkt  ein  kurzer  Redebeitrag
gehalten. Vorher oder nachher lohnt es sich noch um die Schule herum zu
plakatieren, so dass die Schüler_innen auch nach der Kundgebung noch an
die Aktion erinnert werden.

Das Gute an einer Mobitour:  Man verteilt  nicht nur die Materialien und
bewirbt die Schulen, sondern hat selber auch einen Lerneffekt. Flyert man
vor unterschiedlichen Schulen und spricht mit Schüler_innen über die Aktion,
sieht man wo die Flyer gut ankommen und wo nicht, welche Schulen ein
gutes Mobilisierungspotential haben und wie verständlich und überzeugend
das Mobilisierungsmaterial ist.



Aber nicht nur Schüler_Innen können für den Schulstreik mobilisieren. Auch
unsere  Lehrer_innen  können  sich  positiv  wie  negativ  daran  beteiligen.
Interessierte  Lehrer_innen,  die  den  Streik  beispielsweise  unterstützen,
können der Thematik im Unterricht Raum für Diskussion geben oder die
Mobilisierung  aktiv  unterstützen.  Aber  auch  Lehrer_innen  oder
Schulleiter_innen, die versuchen einen vom verteilen abzuhalten und gegen
die Aktion wettern, bieten die Möglichkeit für einen positiven Auftritt.

An  deiner  Schule  kann  man  keine  Arbeit
machen?

Du irrst dich gewaltig! Über das Verteilen von Materialien hinaus, kann an
deiner Schule eine ganze Menge gehen. Hat man erstmal Materialen verteilt,
lohnt  es  sich  einen  Aushang  zu  machen  und  sich  mit  interessierten
Schüler_innen zu treffen.  Hat man erstmal interessierte Mitschüler_innen
mobilisiert,  lohnt  es  sich  Aktions-  und  Streikkomitees  aufzubauen  um
gemeinsam an deiner Schule zu arbeiten. Wir von REVOLUTION helfen dir
gerne dabei und haben darin auch schon einiges an Erfahrung gesammelt.
Aber nicht nur kleine Kundgebungen, Diskussionsveranstaltungen oder der
Aufbau von Komitees kann für die Mobilisierung genutzt werden. Laut dem
Schulgesetz haben Schüler_innen das Recht Vollversammlungen abzuhalten.
Diese  geben  die  Möglichkeit  vor  der  gesamten  Schule  Probleme  zu
thematisieren und in einen größeren Kontext zu setzten. Gibt es zum Beispiel
Lehrer_innen,  welche  sich  rassistisch  im  Unterricht  äußern?  Gibt  es
Mitschüler_innen von euch, welche von einer Abschiebung bedroht sind? All
dies kann genutzt werden um euren Mitschüler_innen aufzuzeigen wie sehr
das Thema Rassismus den Alltag bestimmen kann,  auch wenn politische
Themen für einen selbst oft den Anschein erwecken, man selbst oder seine
Freund_innen wären davon nicht betroffen.

Die komplette Mobi ganz alleine machen?



Natürlich muss die Mobilisierung nicht alleine gestemmt werden. Umso mehr
Organisationen im Boot sind und sich an einer Bewegung beteiligen, umso
einfacher und breiter kann die Mobilisierung durchgeführt werden. Vor allem
die Einbindung der großen Organisationen der Arbeiter_innenklasse (SPD
und Linkspartei) spielen hierbei eine wichtige Rolle, die Bewegung in breite
Schichten der Gesellschaft zu tragen und die Mobilisierung stark über das
linksradikale  Spektrum  hinaus  auszuweiten.  Hierbei  ist  es  jedoch  sehr
wichtig, dass sich revolutionäre Jugendliche nicht den Mund verbieten lassen
von diesen großen Organisationen.  Während der  gesamten Vorbereitung,
Mobilisierung  und  Aktion,  muss  klar  sein,  dass  es  sich  um ein  zeitlich
begrenztes Bündnis und Aktion handelt. Über die gemeinsamen Materialen
des Bündnisses, muss allen beteiligten Organisation erlaubt sein, ihre eigene
Materialien zu verteilen, auch wenn in diesen die Politik von Organisation im
Bündnis  kritisiert  wird.  Nur  so  kann  eine  Bewegung  aus  der  vollen
Ideensammlung  entscheiden,  was  der  richtige  Weg  nach  vorne  ist.

Du hast Interesse an deiner Schule zu arbeiten und willst Unterstützung
beim Aufbau eines Aktions- oder Streikkomitees? Dann melde dich bei uns!
Schreib  eine  Nachricht  an  germany@onesolutionrevolution.de  oder  auf
Facebook.

Resolution:  Refugees  Welcome,
fight the causes of flight!
International Resolution of REVOLUTION, October 2015

More  and  more  people  are  fleeing  the  civil  war  in  Syria  and  from the
breakdown of the Iraqi state. The refugee camps in Turkey and the states

https://onesolutionrevolution.de/germany@onesolutionrevolution.de
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surrounding Syria have been overrun way past their capacities for years but
recently pressure on the European states has increased as refugees make
their way into the imperialist heartlands.

The first signs could be seen in Lampedusa or Calais – in the last month
though the number of refugees has significantly surpassed the capacities of
the camps and registration infrastructure provided by the bourgeois states of
Europe. The barbed wire fences in Hungary and the other border states will
not stop people who have come so far to escape Assad’s barrel bombs and the
terror  of  ISIS.  Right  now there are  police  and military  stationed at  the
borders shooting teargas and rubber bullets at refugees trying to enter. The
Hungarian military has even received permission to use firearms in a non-
lethal way. That is what capitalist human rights look like when it comes down
to it. The imperialist core of the EU is trying to make it seem like this is just
Hungary’s right wing, nationalist government going buck wild. But looking at
the billions of Euros that have been invested into the Hungarian border this
is hard to believe. It is just the scenario easiest to sell to the public while
screening  heartening  pictures  of  individual  activists  who  are  trying  to
compensate for the shortcomings of the European governments, a task that
can not be accomplished by them. At the same time the EU is preparing more
coordinated military actions in the Mediterranean Sea to simply sink the
boats trying to cross over to Europe.

 

As a result of EU policy the hungarian government is now able to using the
current “refugee crisis” in order to push through a variety of anti democratic
and racist laws which will not only enable the hungarian police to search all
places where they suspect  illegal  immigrants without any sort  of  search
warrant. They have also now pushed through a law, making it a criminal
offence to enter hungary illegally and set up a system of speed trials in order
to deport and criminalize refugees. As an enormous number of refugees are
young people and children they are also legally treating 14 to 18 year olds as
adults to get rid of them. The ruling party in Hungary, FIDESZ under Viktor
Orban,  has been pushing through antidemocratic measures and austerity
policies in the last couple of years and has recently lost its absolute majority



in parliament[1]. Since the fascist party Jobbik are now the second strongest
parliamentary force in the opinion polls, almost catching up with Fidesz[2],
this might lead to a future coalition of Fidesz and Jobbik furthering the right
wing backlash.

The rest of the european countries is currently trying to make it look like
they have nothing to do with the actions of the military or FRONTEX at the
EU borders. The German and Austrian governments are praising their great
“welcoming  culture”,  while  closing  the  borders.  Especially  the  weapon
industries in Germany and France have profited from both the wars in Syria,
Ukraine and Africa and the investments into border security.

The ruling classes of Europe have also found another way to exploit the
precarious situation refugees are faced with when fleeing to countries like
Germany. It is no coincidence that capitalists are all of a sudden calling for a
work  permission  for  refugees,  the  welcoming  culture  is  limited  to  the
principle that refugees are welcome as long as capitalists are welcome to
exploit them. They hope to create a completely vulnerable, powerless strata
of the working class which they can exploit as much as possible. We fully
support the right of refugees to work and lead an emancipated life in the
countries they had to flee to, but we need to force the unions into organizing
a campaign in support of refugee rights as well as organizing refugees as
fellow union members and workers.

As for the war in Syria it  has also developed more characteristics of an
imperialist conflict.The US are bombing oil refineries and sometimes even
ISIS, the CIA tries to put forth a force acting in their interest, Russia is
exporting aircraft, battle tanks and even personnel to Assad and regional
powers such as Qatar and Saudi-Arabia are investing in the war as well. The
rigorous continuation of this brutal conflict has lead to a wave of of refugees
not matched in decades.

To meet the needs of these people, which is our duty since our wealth is
founded on their misery, we need to coordinate internationally. We need to
force the European governments into opening the borders, providing safe
passage for every refugee and organizing sea rescue initiatives. We need to



force  them into  providing  appropriate  housing,  food  and  healthcare  for
everybody. We oppose the idea of creating „nicer“ forms of detention camps
but we argue for the right of refugees to live in socially funded housing, not
segregated and hidden away from society but as an equal part of it. We need
to fight against racism, the growing right wing in Europe and the ongoing
attempts  to  divide  us.  Therefore,  we  also  oppose  every  concept  of
discrimination  between  economic  and  political  refugees  –  freedom  of
movement is everyone’s right, no matter if they are fleeing war, hunger or
poverty. We need to demand full citizenship for everyone, the right to vote, to
work, to live wherever they want and the right to organize.

Right now we see the individual effort of thousands of volunteers and their
great sacrifices all over Europe, which is admirable and a natural reaction to
the suffering of others. But it is not a possible solution. We need to address
the issues that are really responsible for this situation; the Assad regime
which has slaughtered tens of thousands and displaced countless more, the
imperialist  governments  and  economies  that  are  profiting  from  war,
exploitation and poverty and finally ISIS who are a creation of imperialist
interventions. We need to demand that they stand up to their crimes and pay
for them. The struggle for the refugees is not fought or won in the camps, at
the registration sites or borders. It must be brought to the streets, into the
imperialist centers if we want to solve it. The war that has been brought upon
the Syrian  or  Iraqi  people  needs  to  return  to  those  who caused it,  the
bourgeois class.

Though the demands we are raising against the governments of Europe are
based on the dire necessities of being a human, it would be foolish to expect
the bourgeois states to try to fulfill them as they attack the very base of their
power and wealth. The recent development, the crisis, shows with even more
vigor that we have all the right to do so. This tragedy cannot be ended until
we eradicate the real cause for it, the capitalist system. A social structure
based on ever growing exploitation of the majority of people has not the
potential to solve this crisis for it is the cause of it. If we want to help the
refugees, if we want to fight the rising racist and nationalist movements we
need fight capitalism as a whole and bring it down.



[ 1 ]
http://www.zeit.de/politik/ausland/2015-02/ungarn-orban-verliert-popularitaet

[ 2 ]
http://www.spiegel.de/politik/ausland/ungarn-rechte-jobbik-partei-macht-auf-
nett-a-1031915.html

Parlamentswahlen in der Türkei
– ein bisschen Sand im Getriebe
Dies ist ein aktualisierter Artikel aus unserer aktuellen Zeitung, welche Ende
Juli – also vor Erdogans Krieg in Kurdistan und Syrien –  erschienen ist. Den
u r s p r ü n g l i c h e n  A r t i k e l  f i n d e t  i h r  h i e r :
http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/parlamentswahlen-in-der-tuer
kei-ende-der-alleinherrschaft-erdogans-und-dann/

Die Parlamentswahlen in der Türkei am 07. Juni 2015 fanden vor einem
besonderen  politischen  Hintergrund  statt.  Die  AKP  (Adalet  ve  Kalk?nma
Partisi  –  Partei  für  Gerechtigkeit  und  Aufschwung)  prägt  seit  ihrer
Übernahme der Regierung vor 13 Jahren das Land mit ihrem islamistisch-
konservativen Kurs. Erst im Februar 2015 verabschiedete sie im Parlament
ein  neues  „Sicherheits“gesetz,  nach  dem  Demonstrationen  ohne
gerichtlichen Beschluss verboten und Polizisten auf Demonstranten schießen
dürfen. Um weitere repressive Gesetze beschließen zu können, plante Recep
Tayyip Erdogan das Präsidialsystem einzuführen. Dafür wäre eine absolute
Mehrheit bei den nationalen Wahlen nötig gewesen.

Für  viele  Jugendliche  und  andere  sozial  Unterdrückte,  beispielsweise
Kurd_innen, Frauen, Alewit_innen1, Atheist_innen und Homosexuelle schien
jedoch eine neue Partei  der  ersehnte Hoffnungsträger zu sein.  Die  HDP
(Halklar?n Demokratik  Partisi  –  Demokratische Partei  der Völker)  ist  die

https://onesolutionrevolution.de/parlamentswahlen-in-der-tuerkei-ein-bisschen-sand-im-getriebe/
https://onesolutionrevolution.de/parlamentswahlen-in-der-tuerkei-ein-bisschen-sand-im-getriebe/
http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/parlamentswahlen-in-der-tuerkei-ende-der-alleinherrschaft-erdogans-und-dann/
http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/parlamentswahlen-in-der-tuerkei-ende-der-alleinherrschaft-erdogans-und-dann/


einzige Partei mit einer männlichen und weiblichen Doppelspitze und fordert
Gleichberechtigung und friedliches Zusammenleben für alle Menschen, die in
der  Türkei  leben.  Viele  Anhänger_innen  der  PKK  wählten  sie,  deren
politischer Arm BDP die HDP dominiert. Dieses Jahr trat die HDP das erste
Mal zu den Wahlen an und musste die 10 Prozent Hürde überwinden (im
Vergleich, in Deutschland sind es 5 Prozent) um ins Parlament einzuziehen.
Die HDP wurde als die gefährlichste Oppositionspartei dargestellt. Nicht nur
in  den  Medien  wurde  gegen  sie  gehetzt,  auch  gegen  ihre  Büros,  ihre
Wahlveranstaltungen und einzelne UnterstützerInnen gab es Anschläge, bei
denen Menschen getötet und schwer verletzt wurden.

Bis zuletzt war noch unklar, ob die HDP diese 10-Prozent-Hürde überwinden
würde, deshalb waren die erreichten 13,12 Prozent ein großer Erfolg, der in
der Türkei  ausgiebig gefeiert  wurde.  Die erste große Niederlage seit  13
Jahren musste jedoch die regierende AKP einstecken. Auch wenn sie mit 40,9
Prozent die Wahl klar gewonnen haben, müssten sie nun in einer Koalition
regieren. An erste Stelle käme dafür die MHP (Milliyetci Hareket Partisi –
Partei der nationalistischen Bewegung) in Frage. Dies ist eine nationalistisch-
faschistische  Partei,  die  bekannt  ist  für  ihre  militante  Verteidigung  des
„Türkentums“ und ihre Kompromisslosigkeit in der Kurdenfrage. Dass sie
über 5 Prozent mehr als bei den letzten Wahlen erhielt (von ca. 11 auf 16,3
Prozent) ist darauf zurück zu führen, dass sie sich als Bollwerk gegen die
kurdische  Bewegung  darstellten,  der  sie  die  Spaltung  des  Landes  und
Kooperation mit „Terroristen“ unterstellen. Die kemalistische2 Partei CHP
(Cumhurriyet Halk Partisi) ist nach wie vor zweitstärkste Partei im Parlament
und käme zwar auch als Koalitionspartner in Frage, jedoch geht keine der
anderen  Parteien  auf  ihre  Verhandlungsangebote  ein.  Die  Bildung  einer
Regierung ohne die AKP, die dann aus CHP-MHP-HDP bestünde, hielten viele
für  Ausgeschlossen,  jedoch  äußerten  sich  einige  HDP-Abgeordnete  einer
„Anti-Erdogan-Koalition“ gegenüber nicht nur ablehnend. Aus ihren Reihen
kamen  sogar  Stimmen,  die  eine  Regierung  aus  allen  Parteien,  also  der
„nationalen  Einheit“  befürworteten.  Falls  sich  bis  Mitte  August  keine
Regierung bildet, muss der Präsident zu Neuwahlen aufrufen. Dabei könnte
die HDP wichtige Stimmen verlieren, die es aktuell verhindern, dass Erdogan
das diktatorische Präsidialsystem einführen kann. Trotz seiner Niederlage ist



die  AKP nach wie  vor  mit  großem Abstand die  stärkste  Partei  und ihre
politische Macht darf auf keinen Fall unterschätzt werden! Von ihrer Seite
gibt es jedoch noch keinen klaren Favoriten für eine Koalition.

Vor allem im Osten, in den kurdischen Gebieten, ist die HDP die stärkste
Partei geworden. Obwohl sie auch Teile der türkischen Linken vereint und
diese zu ihrer Wahl aufgerufen haben, ist ihr Einfluss im Westen der Türkei
nach  wie  vor  sehr  gering.  Ihre  deutliche  Unterstützung  der  Kurd_innen
sammelt einige fortschrittliche Türk_innen in ihren Reihen und ist ein Ansatz,
um die nationale Spaltung in der Türkei zu überwinden. Jedoch lenkt dies
auch  ab  von  der  tatsächlichen  Spaltung,  die  zu  Unterdrückung  und
Ausbeutung führt: die Spaltung in Klassen. Nicht allein ob man türkisch oder
kurdisch ist, entscheidet über politische Fortschrittlichkeit. Die Jugendlichen
und die Frauen werden durch die patriarchale Familie überall unterdrückt.
Die  Arbeiter_innen  in  Ankara  werden  an  ihrem  Arbeitsplatz  genau  so
ausgebeutet wie die Arbeiter_innen in Mardin. Und an keinem Ort in der
Türkei  ist  es  leicht,  sich  als  homosexuell  zu  outen,  wie  die  aktuelle
Polizeirepression gegen die Gay-Pride-Parade zeigt.  Obwohl die HDP sich
offen  gegen  Frauenunterdrückung,  Ausbeutung  und  für  sexuelle  Freiheit
ausspricht,  geht  ihr  Programm nicht  an die kapitalistischen Wurzeln des
Problems. Sie hat letztlich einen kleinbürgerlichen Klassenstandpunkt, Teile
von ihr sind zudem kurdisch-nationalistisch eingestellt.

Natürlich muss man den Kampf der Kurd_innen gegen den türkischen Staat
unterstützen, der ihnen seit Jahren viele Rechte verwehrt, jedoch wäre ein
autonomer kurdischer Staat nicht automatisch ein sozialistischer, der frei ist
von all diesen Problemen. Ebenso wenig wird in keinem Parlament der Welt
jemals über die Enteignung, Vergesellschaftung und Arbeiter_innenkontrolle
von Produktionsmitteln abgestimmt werden.

Wie weiter?

Dass  es  gefährlich  ist,  abzuwarten,  welche  Regierung  sich  die  AKP
zusammen bastelt und in der Vorstellung zu verharren, dass Erdogan sich
moralisch belehren ließe, zeigt die aktuelle Lage. In den letzten Wochen
tauchten  immer  mehr  handfeste  Beweise  für  die  Zusammenarbeit  des



Türkischen und Islamischen Staates in den Medien auf. Die syrisch-kurdische
Stadt  Rojava  wurde  erneut  vom  IS  angegriffen,  dieses  Mal  sogar  von
türkischem Staatsgebiet  und Erdogan plant  eine Militärintervention nach
Syrien.  Gleichzeitig  bleiben  Proteste  in  der  Türkei  gegen  diesen
Kriegseinsatz  aus.

Für die Ziele, die die HDP erreichen will, ist ein politischer Klassenkampf,
sind Massenmobilisierungen notwendig. Der momentane Kurs der HDP, der
auf  eine  bloße  Reformierung  und  punktuelle  Veränderung  des  Staates
ausgerichtet  ist,  wird keine wesentlichen Erfolge erringen,  sondern statt
dessen zu einer großen Enttäuschung der Wähler_innen führen. Daher gilt es
für die linken, proletarischen, kämpferischen Teile in der HDP aktiv eine
Alternative zu dieser Politik zu entwickeln, einen Flügel aufzubauen, der für
eine revolutionäre Arbeiter_innenpartei kämpft – und damit auch für einen
Bruch mit der aktuellen Ausrichtung der HDP.

Dazu muss von der HDP gefordert werden, die sozialen Kämpfe im ganzen
Land voranzubringen und zu organisieren, die sich gegen die neoliberale
Wirtschaft richten, gegen die Unterstützung von reaktionären Kräften wie
dem Islamischen Staat und natürlich gegen die Unterdrückung sämtlicher
Minderheiten in  der  Türkei.  Sie  muss  dazu Aufrufen Aktionskomitees  zu
gründen, die die Proteste koordinieren und die Verbindung zur türkischen
Arbeiter_innenklasse suchen. Das türkische und kurdische Proletariat sollte
im Falle eines türkischen Einmarsch in Syrien oder einer Alleinherrschaft
Erdogans zum unbefristeten Generalstreik dagegen mobilisiert werden und
Streikkomitees  aufbauen.  Zudem  sollte  die  HDP  zum  Aufbau  von
Selbstverteidigungsstrukturen  der  Bewegung  aufrufen,  um  bspw.  Demos
gegen  die  Polizei  oder  Frauen  vor  Vergewaltigungen  zu  schützen.  Ein
wichtiger Teil der gesellschaftlichen Basis dafür findet sich bereits in der
Wählerschaft der HDP. Dieses große Potenzial, das vor allem in der Jugend
liegt, muss nun durch ein revolutionäres, sozialistisches Programm gebündelt
werden.

Wir sagen deutlich:

Kein Kriegseinsatz in Syrien! Keine Angriffe auf  Kurd_innen – in keinem



Land!
Keine Beteiligung der HDP an einer Regierung mit Nationalisten, Islamisten
und Faschisten!
Für einen säkularen Staat (Trennung von Staat und Religion)!
Aufbau  einer  landesweiten  Arbeiter_innenpartei  und  Kampf  um  ein
revolutionäres  Programm  in  dieser!

Tek yol- Devrim! One solution- Revolution!

Ein Artikel von Svenja Spunck & Mahir Gezmis, REVOLUTION Berlin

(1)Das  Alewitentum bezeichnet  eine  religiöse  Gruppe.  Es  gibt  zwar  eine
historische Verbindung zum schiitischen Islam, jedoch bezeichnen sich auch
viele Alewiten nicht als Muslime. Etwas 15 Prozent der Einwohner in der
Türkei  sind  Alewiten,  jedoch  sind  sie  dort  bis  heute  nicht  als  religiöse
Minderheit anerkannt.
(2) Der Kemalismus war die Staatsideologie der Türkei, die 1923 von Mustafa
Kemal  Atatürk gegründet  wurde.  Ein besonders wichtiger  Aspekt  ist  der
Laizismus,  also  die  Trennung  von  Staat  und  Religion,  aber  auch  der
Nationalismus, welcher sich gegen ein multiethnisches Staatskonzept richtet,
wie  es  im  osmanischen  Reich  bestand.  Der  Kemalismus  verankert  das
„Türkentum“ in der Verfassung, auf dessen Beleidigung Strafen erfolgen.
Durch diese Staatsideologie wurden Grundsteine zur Unterdrückung vieler
Minderheit in der Türkei gelegt, zum Beispiel der Kurden oder Armenier.

Gemeinsam  kämpfen,
gemeinsam  siegen:
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Solidaritätsdelegationen  nach
Griechenland
Die Lage in Griechenland spitzt sich von Tag zu Tag weiter zu. Mit großem
Mut  wehren sich  viele  Griech_innen gegen die  Angriffe  der  Troika,  nun
werden sie  sich  auch gegen den Verrat  durch Tsipras  und die  Führung
SYRIZA´s  wehren  müssen.  Dafür  brauchen  sie  unsere  europaweite
Solidarität  und  Unterstützung.

Solidarität

Deshalb organisieren wir im August und September zusammen mit der Liga
für  die  5.  Internationale,  wie  bereits  2012  und  2013,  erneut
Solidaritätsdelegationen  nach  Griechenland  gemeinsam  mit  unseren
englischen, schwedischen und österreichischen Genoss_innen. Wir werden
Streiks, Demonstrationen und Aktivist_innen unterschiedlicher Bewegungen
besuchen, um ihnen unsere Solidarität zu erklären, von ihren Kämpfen zu
erfahren und zu lernen.

Öffentlichkeit

Während unserer Delegationen werden wir eingehend auf unserer Homepage
durch Artikel und auf FB mit Bildern, Videos und Kurzbeiträgen berichten.
Nach  den  Delegationen  planen  wir  Informationsveranstaltung  in  allen
Städten wo wir Ortsgruppen haben oder eingeladen werden zu berichten.
Wenn du, deine Freunde oder deine Gruppe mehr erfahren wollt über die
aktuelle Situation, dann schreibt uns und wir erzählen davon in eurer Stadt.

Koordination

Doch  wir  kommen  n icht  a ls  Journa l i s t_ innen,  sondern  a ls
Klassenkämpfer_innen nach Griechenland. Unser größtes Ziel  ist  es nicht
über die Probleme in Griechenland zu berichten, sondern effektiv dagegen zu
kämpfen.  Dafür  ist  es  notwendig  diese  Probleme europaweit  anzugehen.
Solidarität  darf  keine  Floskel  sein,  sondern  muss  auf  koordiniertem
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Widerstand beruhen.  Deswegen werden wir  in  Griechenland für  künftige
Aktionen  und  Austausch  Absprachen  mit  Organisationen  und  Initiativen
treffen. In diesem Zusammenhang werden wir uns in unserer September-
Ausgabe  intensiver  mit  griechischen  Jugendorganisationen  und  -gruppen
beschäftigen.

Widerstand

Diesen Widerstand wollen wir auch in Deutschland entfalten. Doch dafür
braucht  es  Organisierung.  Gründet  Solidaritätskomitees,  die
Informationsveranstaltungen organisieren, Aufklärung in Betrieb, Schule und
Uni betreiben und dann Proteste auf die Straße bringen. Macht Druck auf die
Gewerkschaften  und  die  Linkspartei  sich  klar  zu  positionieren  und
entschlossen  zu  mobilisieren.

Unterstützung

Wenn du diese Arbeit unterstützen möchtest, dann bitten wir dich sie zu aller
erst bekannt zu machen. Wir möchten dich auch herzlich dazu einladen dich
bei  uns  zu  melden,  wenn  du  Materialien  unserer  Kampagne  und
Informationen möchtest  oder uns einladen willst  in  deiner Stadt  zu dem
Thema  zu  sprechen.  Außerdem  würden  wir  uns  natürlich  auch  über
finanzielle  Unterstützung  freuen,  denn  wir  überlegen  auch  griechische
Jugendliche nach Deutschland zu bringen, um zu berichten und die oben
genannten Dinge auch von ihrer Seite in Deutschland tun zu können, da wir
eine kleine Organisation sind und die griechische Jugend unter noch viel
erbitterterer Armut leidet, möchten wir die um deine Hilfe bitten.

Melde dich unter germany[ät]onesolutionrevolution.de



Intifada in [´solid]
Auf  dem  letzten  Bundeskongress  konnten  sich  die  Antideutschen,  eine
f reund l i che  Beze ichnung  für  e ine  pro - imper ia l i s t i sche ,
arbeiterInnenfeindliche und neoliberale Strömung, um den BAK Shalom in
[´solid] mit einem Antrag zu „Antisemitismus“ durchsetzen.

Während der Antrag zwar zurecht antisemitische Organisationen und ihre
politische Unterstützung ablehnte, setzte er gleichzeitig auch die Ablehnung
des bürgerlichen Staates Israels, seiner Angriffe gegen die palästinensische
Bevölkerung,  die  Solidarität  mit  dem  Widerstand  gegen  das
Apartheidsregime, ja praktisch selbst die Kritik am israelischen Staat mit
Antisemitismus gleich. Es war ein Manöver, dessen Sieg durch die Nennung
der  Ablehnung  tatsächlich  antisemitischer  Organisationen  gewährleistet
werden  sollte,  während  eine  Niederlage  des  Antrages  unmittelbar  als
Vorwurf  des  Antisemitismus  hätte  genutzt  werden  sollen.  Nicht  nur  der
Inhalt,  sondern  auch  die  Form  dieser  Strömung  drücken  ihre  rechte,
antidemokratische und bürokratische Politik aus.

Es war ein Wermutstropfen, der für viele Linke das Fass zum überlaufen
brachte. Es war vermutlich ein Anlass von vielen der etliche Jugendliche
Anfang Juli dazu brachte die „Revolutionäre Linke“ in [´solid] zu gründen.

Auf  der  [´solid]  Landesmitgliederversammlung  in  Niedersachsen
organisierten nun Mitglieder der Revolutionären Linken um die Basisgruppe
Göttingen eine Gegenoffensive. Sie brachten gemeinsam mit AktivistInnen
des LAK Antimilitarismus und Frieden einen Antrag durch, der sich gegen die
Verherrlichung  von  Kriegsgerät¹  aussprach.  Gemeint  waren  Sticker  und
Materialien, des LAK Shalom. Zu sehen waren Panzer der „Israel Defence
Force“,  der  Armee,  die  für  zehntausende  Tote  und  eine  menschliche
Katastrophe in Palästina seit ihrer Gründung verantwortlich sind. Darüber
stand „Antifa muss praktisch werden“.

Kurz darauf reagierte der LAK Shalom Niedersachsens mit dem Bild einer
Antideutschen aus Israel,  die vor einem Panzer der IDF ein Bild mit der
Aufschrift „Nächster Halt: Göttingen“ hochhielt. Das war eine Drohung, die
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eindeutig gegen die Grundlagen jeder demokratischen Organisation verstößt.
Es  war  aber  auch eine erneute  Verhöhnung des  linken Flügels  und des
angenommen Antrages.
Die vollkommen korrekte Reaktion des LandessprecherInnenrates war der
unverzügliche Ausschluss des LAK Shalom. Wir begrüßen diesen Schritt, so
wie hunderte linker Jugendlicher in Deutschland. Auch wenn REVOLUTION
als  Organisation  nicht  in  [´solid]  arbeitet,  wissen  wir,  welche  politische
Bedeutung eure Auseinandersetzung mit den Antideutschen hat. Wir wollen
euch nach Kräften den Rücken in dieser Auseinandersetzung stärken. Wir
können nur jeden weiteren linken Landesverband auffordern es der [´solid]
Niedersachsen nachzutun und auf Bundesebene für den Ausschluss des BAK
Shalom zu kämpfen.

Die Politik des BAK Shalom und seiner Landesarbeitskreise dient nicht auf
den Kampf gegen Antisemitismus. Seine zentrale Rolle nimmt er im Kampf
gegen  den  linken  Flügel  in  [´solid]  war  –  von  PazifistInnen,  über
AntimilitaristInnen bis zu revolutionären AntiimperialistInnen. Er verhöhnt
jeglichen  anti-kolonialen  Widerstand,  er  versucht  die  Annahme  dass  die
ArbeiterInnenklasse  das  revolutionäre  Subjekt  sei,  mit  aller  Macht  zu
bekämpfen, ja er geht soweit den Imperialismus als Weltsystem zu begrüßen
– jenes Weltsystem, das zu zwei Weltkriegen, zahlreichen Völkermorden und
der Schoah an der jüdischen Bevölkerung in Deutschland führte.

Die gemeinsame Organisierung mit den Antideutschen verhindert jeglichen
Anspruch  auf  eine  linke,  geschweige  denn  sozialistische  Organisation.
Inwiefern es dem linken Flügel, und vor allem der „Revolutionären Linken“ in
[´solid] gelingen kann, die Antideutschen aus der Organisation zu entfernen,
wird  also  selbst  ein  Gradmesser  für  die  Möglichkeit  des  Verbleibs  von
RevolutionärInnen in [´solid] sein.

Wir  erinnern uns an die  Attacken auf  die  Linken in  NRW, zur  Zeit  der
Angriffe  auf  den  Gaza-Streifen,  gegen  die  sie  eine  Demonstration  in
Solidarität mit dem palästinensischen Volk und gegen den Krieg organisieren
wollten.  Selbst  die bürgerliche Presse wurde genutzt,  um Mitglieder der
gleichen Organisation als AntisemitInnen zu verunglimpfen. Sollte sich die
Situation weiter zuspitzen, werden diese Manöver vermutlich nur ein kleines



Vorspiel gewesen sein.

Denn hinter den Antideutschen steht eine weitaus größere Kraft. Es ist die
Bürokratie und das Zentrum der LINKEN, die ihre schützende Hand über die
Antideutschen  hält.  So  wie  die  israelischen  Panzer  die  Kettenhunde  des
Imperialismus darstellen,  so  sind die  Antideutschen die  Kettenhunde des
Reformismus in der Jugendorganisation, die gefügig gehalten werden soll.
Für eine reformistische Partei, die immer stärker in die Mitverwaltung des
deutschen Imperialismus drängt – auf Länderebene und ihrer Hoffnungen
nach  auch  zukünftig  in  einer  Bundesregierung  –  sind  allzu  offene
sozialistische,  ja  selbst  eigenständige Gedanken der  Jugend ein  Dorn im
Auge.

Antimilitaristische Positionen wie die Ablehnung der NATO, die Solidarität
mit  dem  palästinensischen  Befreiungskampf,  eine  scharfe  revolutionäre
Kritik an der Bundeswehr, geschweige denn sozialistische Positionen, die
sich  auf  die  Aktivität  der  ArbeiterInnenklasse  beziehen,  stören  die
FührerInnen der LINKEN und auch manch FührerIn von [´solid] nur. Das ist
der Grund warum die Antideutschen eine solche Stärke haben – nicht auf
Grundlage ihrer besonders überzeugenden Argumente, sondern aufgrund der
besonders „überzeugenden“ Möglichkeiten des Linkspartei-Apparates, seiner
Finanzen und seines Einflusses in [´solid].

Wer sich konsequent gegen die Antideutschen zur Wehr setzen will,  wer
möchte, dass [´solid] wirklich zu einer Organisation wird, die dem Attribut
„sozialistisch“  gerecht  wird,  muss  nicht  nur  eine  entschiedene
Auseinandersetzung  gegen  die  Antideutschen,  sondern  gegen  ihren
Verbündeten  –  den  Reformismus  in  [´solid]  und  LINKE  führen.

Wir rufen daher alle revolutionären, sozialistischen GenossInnen in [´solid]
dazu auf der „Revolutionären Linken“ beizutreten, so wie wir selbst gerne in
Diskussion mit ihr treten möchten, um sie in der Auseinandersetzung zu
unterstützen,  aber  auch  dem  Aufbau  einer  großen  revolutionären
Jugendorganisation  in  Deutschland  gemeinsam  einen  Schritt  näher  zu
kommen.



Ein Artikel von Georg Ismael und Simeon Halter

1 Antrag des LAK AuF Nidersachsen. Den genauen Wortlaut des Antrages
f i n d e t  i h r  h i e r :
http://lakaufnds.blogsport.de/2015/07/26/gegen-die-verherrlichung-von-krieg
sgeraet/

Türkei/Rojava:  Tod  dem
Staatsterrorismus  –  Tod  dem
Faschismus!
Nach dem Attentat des Islamischen Staats (IS) auf sozialistische Jugendliche
in der türkischen Stadt Suruc am 20. Juli hat die türkische Regierung eine
Großmobilisierung ihrer Sicherheitskräfte in Gang gesetzt. In großen Städten
wie Ankara, Izmir und Istanbul wurden bislang mehr als 1.000 Menschen
verhaftet, eine junge Frau wurde erschossen.

Doch nur wenige von ihnen sind AnhängerInnen des IS – im Gegenteil. Die
Repressionswelle richtet sich v.a. gegen die kurdische Arbeiterpartei PKK,
Mitglieder  der  HDP,  die  sich  für  die  Gleichberechtigung  der  KurdInnen
einsetzt,  und  gegen  linke  Organisationen  wie  der  „Revolutionären
Volksbefreiungsfront“  DHKP-C.  In  Istanbul  toben  seit  mehreren  Tagen
Straßenschlachten,  sogar  das  Begräbnis  der  ermordeten  Genossin  Gülay
Özarlan wurde von der Polizei überfallen.

Kampf dem Terrorismus?

Dieser Kampf gegen den inneren Feind von Erdogans AKP ist  Teil  einer
größeren  Offensive.  Seit  Wochenende  fliegen  türkische  Kampfjets  über
Syrien und dem Nordirak. Laut BBC wurden etwa 10 Einsätze gegen den IS
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geflogen,  fast  200  gegen  Stellungen  der  KurdInnen  in  Rojava  und  im
Nordirak. Sie sind das eigentliche Ziel.

Erst  im  Januar  hatten  die  Volksverteidigungskräfte  der  YPG/YPJ  in  der
Region Rojava in einem erbitterten Kampf die Stadt Kobanê vom IS befreitet
und wurden dadurch international  bekannt.  Ebenfalls  bekannt  wurde die
Rolle der Türkei, die durch ihre Grenzpolitik die kurdischen KämpferInnen in
eine  katastrophale  Versorgungsnot  gebracht  und  Munitionslieferungen
verhindert  hatte  –  während  IS-Kämpfer  in  türkischen  Privatkliniken
behandelt  wurden.  Erst  kürzlich  sagte  Erdogan  deutlich,  dass  er  kein
kurdisches Autonomiegebiet an der türkischen Grenze zulassen würde. Ein
solches Territorium unter der Kontrolle der PYD würde auch eine Stärkung
der PKK bedeuten, was die AKP in den letzten Monaten ja eigentlich durch
ihre „Friedensverhandlungen“ mit der HDP verhindern wollte.

All das zeigt auch die Verlogenheit der offiziellen Begründung der Türkei für
ihre Intervention in Syrien. Sie bekämpft auch jetzt nicht den IS, sondern
dessen  GegnerInnen.  So  machte  die  Generalkommandantur  der
Volksverteidigungseinheiten  (YPG)  am  26.  Juli  in  einer  Presseerklärung
öffentlich,  dass  die  türkische  Panzer  Stellungen  der  Frauen-  und
Volksverteidigungseinheiten  (YPJ/YPG)  und  der  Freien  Syrischen  Armee
(FSA) im Dorf Zormikhar westlich von Kobanê beschossen und dabei vier
Kämpfer der FSA und zahlreiche DorfbewohnerInnen verletzt haben.

Gestern Freund, heute Feind

Seit dem Abend des 26. Juli bombardieren türkische Kampfjets außerdem das
Kandil-Gebirge  im  Nord-Irak,  wo  sich  das  Hauptquartier  der  kurdischen
Guerilla  befindet.  Nicht  nur  Schutzräume  und  Trainingscamps  wurden
getroffen, sondern auch mehrere DorfbewohnerInnen. Dieser Einsatz dauerte
mehr als 8 Stunden.

Aber  kurdisch ist  nicht  gleich kurdisch.  Die  türkische Armee hat  in  der
nordirakischen Regierung unter Barzani einen Verbündeten an ihrer Seite,
der „im Kampf gegen den Terror immer auf [türkischer] Seite“ stünde. Mit
militärischen Angriffen auf sein „Staatsgebiet“ scheint er also kein Problem



zu haben, solange diese sich gegen „den Richtigen“, also den gemeinsamen
politischen Feind richten. Auch wenn das Programm des Demokratischen
Konföderalismus,  der  Personenkult  um  Abdullah  „Apo“  Öcalan  und  die
Idealisierung der Familie einen kleinbürgerlichen, diffus anarchistisch bis
utopischen Charakter haben, so ist die PKK ein entschiedener Gegner der
Kolonialisierung des Nahen Ostens und der nationalen Unterdrückung des
kurdischen Volkes.

Wer es wagt,  dieses System in Frage zu stellen oder gar mit Waffen zu
bekämpfen, der bekommt nun den Zorn der türkischen Regierung zu spüren.
Diese erhofft sich schon länger die Zustimmung der USA und der NATO,
militärisch gegen die KurdInnen vorgehen zu dürfen, bisher wurde aber v.a.
die PYD als möglicher Bündnispartner im Kampf gegen den IS gesehen, auch
wenn  die  reale  materielle  Unterstützung  praktisch  verwehrt  und  selbst
Solidaritätskampagnen für finanzielle Hilfe massiv behindert wurden.

Doch diese Politik scheint sich nun geändert zu haben. Während in Istanbul
eine als Friedensmarsch von der HDP organisierte Demonstration verboten
wurde und politische AktivistInnen verhaftet werden, droht in Rojava ein
Zweifrontenkrieg. Denn die PYD hatte erklärt, dass sie es als Kriegserklärung
verstünde, wenn die türkische Armee sie, die Helden im Kampf gegen den IS,
angreifen würde. Die PKK vermutet eine Abmachung zwischen den USA und
der Türkei, bei der sie den Angriff auf die KurdInnen billigen, wenn sie selbst
endlich die Luftwaffenstützpunkte in der Türkei nutzen dürften. Angriffe auf
die PKK und ihre Verbündeten gelten jetzt auch in der Sprache der US-
Diplomaten  als  „Selbstverteidigung  der  Türkei“,  zu  der  schließlich  jedes
NATO Mitglied ein Recht hätte.

Kampf an zwei Fronten

Aber auch die tatsächliche Selbstverteidigung der YPG/YPJ in Städten wie
Sirrin,  die  vom  IS  bedroht  ist,  muss  weitergehen.  Der  Schwenk  der
türkischen  Regierung,  dem  IS  die  ohnehin  nie  öffentlich  bestätigte
Unterstützung aufzukündigen, schwächt die islamistischen Banden nicht von
heute auf morgen.



Die  KurdInnen  in  Rojava  stehen  unmittelbar  vor  der  Bedrohung  eines
Zweifrontenkrieges, den sie kaum gewinnen können, wenn eine türkische
Intervention  von  der  NATO  gedeckt  wird.  Die  Türkei  zieht  massive
Truppeneinheiten an den Grenzen zu den kurdischen Gebieten in Syrien und
zum Nordirak  zusammen  und  plant  außerdem eine  „Sicherheitszone“  in
Syrien zu errichten. Damit wären die KurdInnen in Rojava von allen Seiten
von starken Gegnern eingekreist – von der Türkei und vom IS.

Auch der kurdischen Bewegung in der Türkei droht eine Niederlage, wenn
die Türkei ihre reaktionären Ziele durchsetzen kann oder wenn Rojava fallen
würde. Der Vorsitzende der HDP, Selahattin Demirtas, ist nicht sparsam mit
moralischen Vorwürfen gegen die AKP und er verweist zurecht darauf, dass
sie einen Bürgerkrieg provoziert oder mindestens billigend in Kauf nimmt.

Es ist offenkundig, dass die türkische Regierung kein Interesse an einem
„Friedensprozess“  hat  und  dessen  Fortsetzung,  wenn  dieser  mit  einer
politischen Stärkung von PKK/PYD und HDP einhergeht und sich dabei noch
eine linke politisch Kraft etabliert, die die national unterdrückten kurdischen
Massen mit der türkischen Linken und der ArbeiterInnenbewegung vereinen.
Der Wahlsieg der HDP hat der AKP vor Augen geführt, dass sich diese in der
nächsten  Periode  als  eine  politische  Kraft  stabilisieren  könnte,  die
regelmäßig  die  undemokratische  Hürde  von  10  Prozent  bei  den  Wahlen
meistert  und  damit  ein  absolute  Parlamentsmehrheit  für  die  AKP  auch
zukünftig unmöglich machen würde.

Man  sollte  nicht  vergessen,  dass  im  Moment  eigentlich  noch  eine
Regierungsbildung angestrebt wird, denn seit der Wahl am 7. Juni hat die
AKP ihre absolute Mehrheit verloren und ist auf eine Koalition angewiesen.
Es  ist  sicher  keine  allzu  falsche  Vermutung,  dass  die  AKP  eine
Regierungsbildung bewusst hinaus zögerte, um sich im momentanen Chaos
als  Stabilitätsfaktor  zu  präsentieren  und  bei  Neuwahlen  wieder  die
Alleinherrschaft zu erringen. Ein Schritt dazu könnte auch das Verbot der
HDP als „terroristische Organisation“ sein.

Befreiungskampf



Doch die Stabilität einer bürgerlichen Partei, deren Herrschaft sich auf Angst
und Staatsterror stützt, ist nicht unerschütterlich, wenn man an der richtigen
Stelle zu sägen beginnt. Diese Stelle ist die kämpferische Organisierung der
ArbeiterInnenklasse, der Bauernschaft, der städtischen Armut in der Türkei
und in allen kurdischen Gebieten.

Der  „Friedensprozess“  ist  am  Ende  und  kann  auch  nicht  wiederbelebt
werden. Die türkische Regierung will nicht Frieden, sondern Kapitulation der
KurdInnen, wenn sie mit dem Krieg gegen die PKK bis zu deren „endgültiger
Entwaffnung“ droht.

In dieser Situation ist die Solidarität mit dem kurdischen Volk – ob nun mit
den KämpferInnen in Rojava, mit der PKK und ihren Stellungen im Nordirak
oder  der  HDP  in  der  Türkei  –  Pflicht  aller  InternationalistInnen,  der
gesamten ArbeiterInnenklasse Europas, aller Linken, ja aller DemokratInnen.

Der Schritt vorwärts in der Türkei wird freilich nicht in einer Rückkehr zur
Guerilla-Strategie  bestehen,  sondern  im Massenkampf  der  KurdInnen,  in
einem Sirhaldin, in Massenaktionen in den Städten der gesamten Türkei, in
politischen  Streiks  gegen  die  Repression  und  in  der  Agitation  für
Soldatenkomitees  in  der  Armee,  die  sich  gegen  den  schmutzigen  Krieg
Erdogans stellen.

In Europa gilt es, eine Solidaritätsbewegung mit den politischen Gefangenen
aufzubauen und deren sofortige Freilassung zu fordern und das Ende des
Verbots  der  PKK u.a.  linker  Organisationen.  Diese  Bewegung muss  sich
zugleich gegen die Unterstützung der türkischen Intervention, wie gegen
jede Intervention von NATO, USA und EU im Nahen Osten wenden.

Über alle Grenzen hinweg

Die  Befreiung  des  kurdischen  Volkes  ist  freilich  unmöglich  ohne  eine
politische Perspektive für den gesamten Nahen und Mittleren Osten.

Das Selbstbestimmungsrecht des kurdischen Volkes (egal ob in Form eines
eigenen  Staates  oder  weitgehender  Autonomie)  kann  nicht  verwirklicht
werden,  ohne die  Machtverhältnisse  in  mindestens  vier  Staaten,  die  das



kurdische Territorium beanspruchen, und die imperialistische Vorherrschaft
in Frage zu stellen. Außerdem könnte selbst ein kurdisches Staatsgebiet (z.B.
Rojava) selbst unter „friedlichen“ Bedingungen wirtschaftlich nicht autark
wirtschaften,  sondern  wäre  auf  Kooperation  mit  seinen  Nachbarn
angewiesen.

Die Grenzziehung in der Region, festgelegt im Vertrag von Lausanne, ist
mittlerweile
selbst in Frage gestellt.  Das trifft  nicht nur auf den „Islamischen Staat“,
Israel  und  den  US-Imperialismus  zu,  sondern  auch  auf  das  Agieren  der
Türkei.  Um  ihre  Ziele  (Ausweitung  des  geo-strategischen  Einflusses,
Verhindern eines kurdischen,  selbstverwalteten,  de facto eigenstaatlichen
Gebietes in Rojava) zu erreichen, kann sie an den bestehenden Grenzen nicht
halt  machen.  Daher  auch  ihre  Angriffe  auf  andere  Staatsgebiete  zur
„Selbstverteidigung“.

Die  kurdische  Frage  zeigt  wie  kaum  eine  andere,  dass  auch  eine
fortschrittliche,  revolutionäre  Veränderung  nicht  an  bestehenden
Staatsgrenzen halt machen kann. Die grenzübergreifende Solidarität aller
fortschrittlichen Kräfte und v.a. der ArbeiterInnenbewegung ist ein Gebot der
Stunde.  Das  trifft  insbesondere  auf  die  kurdische  Bewegung  und  die
verbliebenen Kräfte der syrischen demokratischen Revolution zu, die weiter
gegen Assad, aber auch die Islamisten des IS kämpfen.

Dazu braucht es auch eine politische Organisation über die bestehenden
nationalstaatlichen  Grenzen  hinweg,  die  mit  der  Perspektive  des
revolutionären Sturzes  der  reaktionären Regime und der  Errichtung von
Arbeiter- und Bauernregierungen ausgerüstet ist. Nur so ist eine Enteignung
der  großen  Kapitalisten  und  die  Errichtung  einer  demokratischen
Planwirtschaft,  die  Durchführung  einer  Agrarrevolution  zugunsten  der
LandarbeiterInnen  und  Kleinbauern,  die  Verwirklichung  des
Selbstbestimmungsrechtes aller Völker, die Befreiung von imperialistischer
Vorherrschaft ,  die  Ersetzung  des  bürgerl ichen  Staats-  und
Repressionsapparates  durch  Räte  und  Milizen  möglich.  Die  Vereinigten
sozialistischen Staaten des Nahen Ostens müssen das Ziel sein, für das eine
international koordinierte Partei kämpft.



Ein Artikel von Svenja Spunck, REVOLUTION Berlin

Nein  zur  Kolonisierung
Griechenlands!  Nein  zur
Kapitulation von Tsipras!
Mit dem Abkommen von letzter Woche ist Griechenland faktisch zu einem
Protektorat der Troika geworden. Alle wichtigen Entscheidungen – von der
Kürzung  der  Renten,  über  das  Arbeitsrecht  bis  hin  zur  erzwungenen
Veräußerung des verbliebenen öffentlichen Eigentums unter  der  Aufsicht
einer Treuhandanstalt europäischen Zuschnitts – werden nun unter Kontrolle
von EU-Institutionen getroffen.

Der deutsche Imperialismus hat sich in allen Fragen durchgesetzt. Merkel
und Schäuble hatten von Beginn an ein klares Ziel, das sie mit aller Härte,
aller  Entschlossenheit  durchsetzen wollten –  und fürs  erste  durchgesetzt
haben. Mehr als je zuvor hat sich gezeigt, was die Europäische Union ist, wer
die  Eurozone  beherrscht:  der  deutsche  Staat,  genauer,  die  herrschende
Kapitalistenklasse, die er vertritt.

An Griechenland wurde und wird ein Exempel  statuiert  zur  Neuordnung
Europas.  In  der  EU/Eurozone  geht  es  nicht  um  einen  imaginären
„europäischen  Geist“,  eine  „Friedensordnung“  oder  gar  soziale
„Gerechtigkeit“  und „Gleichheit“.  Es geht  um die Formierung eines neo-
liberalen,  imperialistischen  Projekts,  eines  von  Deutschland  geführten
Blocks, der beim Kampf um die Neuaufteilung der Welt, um politische und
wirtschaftliche Einflusssphären, ganz vorne mitmischen kann.

Zweifellos ist mit Griechenland der Kampf um die Neuordnung Europas lange
nicht  entschieden  –  ja  er  wird  wahrscheinlich  noch  weitaus  härter  und
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bitterer werden, weil die wirtschaftlichen Verwerfungen des Kapitalismus zu
weiteren  krisenhaften  Ausbrüchen  führen  müssen,  weil  Griechenland
letztlich nur ein Vorspiel ist zu den viel größeren Volkswirtschaften Spaniens
und Italiens.

Schäuble und Merkel haben die Syriza/ANEL-Regierung zur vollständigen
Kapitulation  gezwungen  und  faktisch  eine  „Regierung  der  nationalen
Einheit“ herbeigeführt – eine Regierung freilich, die selbst in einem kalten
Putsch unter imperiale Aufsicht gestellt wurde.

Schäuble und Merkel hätten diese Politik nicht so durchziehen können, wenn
die anderen Regierungschefs und Finanzminister der Eurozone (und auch der
EU) sich nicht der deutschen Führung gefügt hätten. Taten es die einen
geradezu euphorisch, so spielte die französische Regierung die Rolle des
„Vermittlers“, der letztlich auch nur zähneknirschend das Diktat weiterleitet
und beschönigt.

Diese Politik wäre unmöglich gewesen ohne die willfährige Komplizenschaft
der  europäischen  Sozialdemokratie  und  der  von  ihr  dominierten
Gewerkschaften. Martin Schulz, dieser zum Grußdirektor des europäischen
Imperialismus  gewordene  EU-Parlamentspräsident,  verlor  kurzzeitig  die
Contenance,  als  Tsipras  und  die  griechische  Delegation  zu  einem
Volksentscheid über die Troika-Erpressung ausriefen. Jetzt ist Schulz wieder
glücklich, habe doch allen Ernstes die „Demokratie“ gesiegt, nachdem das
Votum des griechischen Volkes mit Füßen getreten wurde. Siegmar Gabriel
versuchte gar, Schäuble und Co. als Hetzer gegen die griechische Regierung
rechts zu überholen – was, wie so oft bei diesem politischen Geisterfahrer, in
einem Crash auf der Gegenfahrbahn endete.

Die  Gewerkschaftsführer  Europas  verzichteten  auf  solche  real-satirischen
Einlagen.  Sie  sahen  ihre  „Hände  gebunden“.  Schließlich  hatte  der
griechische Gewerkschaftsdachverband GSEE bei der Volksabstimmung zum
Ja für die Troika-Auflagen aufgerufen – und diesen KollegInnen wollte man
nicht „in den Rücken fallen“. So machten die Gewerkschaftsbonzen, was sie
bei allen großen politischen Fragen am liebsten machen – nichts – und fielen
statt  den  griechischen  Bürokraten  den  Lohnabhängigen  in  den  Rücken.



Allenfalls schicken sie einen Bettelbrief an Schäuble, Merkel oder Juncker
oder hoffen auf die Heldentaten eines Hollande.

Die  Sozialdemokratie  und Gewerkschaftsführungen haben die  griechische
Bevölkerung nicht nur im Stich gelassen. Sie tragen auch eine politische
Hauptverantwortung  dafür,  dass  das  Gift  des  Chauvinismus,  der  anti-
griechischen Hetze in Deutschland und vielen anderen Ländern Europas so
greifen konnte.

Schließlich  war  auch  die  Griechenlandsolidarität  der  „Europäischen
Linkspartei“ wenig mehr als unkritische Unterstützung der Regierungspolitik
von Syriza/ANEL und Parlamentsreden. Mobilisiert hat sie mit angezogener
Handbremse. Parteien mit zehntausenden Mitgliedern brachten gerade ein
paar Hundert, allenfalls ein paar Tausend ihre GenossInnen auf die Straße.

Wahrlich, Merkel, Schäuble und Co. hatten „Gegenspieler“ in Tsipras und
seiner Regierung, die vor allem nicht aus ihrer Mannschaft fliegen wollten.
Die deutsche Regierung hingegen verfolgte ihre Interessen konsequent. Der
Vorwurf,  dass sie „die Europäische Idee“ verraten hätte,  dass sie keinen
„fairen Kompromiss“ gewollt hätte, trifft letztlich nicht Merkel, sondern alle
jene, die dachten (oder sich selbst wider besseres Wissen vormachten und
vormachen),  dass  es  sich  bei  EU und  Eurozone  um eine  demokratische
Veranstaltung Gleicher handeln würde. Was diese KritikerInnen Merkel und
Schäuble letztlich vorwerfen, ist dass sie als konsequente Sachwalter des
deutschen  Imperialismus,  als  entschiedene  InteressenvertreterInnen  der
herrschenden  Klasse  agieren.

Die Politik der griechischen Regierung

Eine solch konsequente Vertretung ihrer Klasseninteressen hatte und hat im
Gegenzug die ArbeiterInnenklasse Griechenlands nicht, ja nie gehabt. Die
griechische Regierung unter Tsipras wollte immer schon einen „ehrenhaften
Kompromiss“  mit  den  Gläubigern,  der  zu  „Institutionen“  umgemodelten
Troika. Im Februar 2015 unterzeichnete sie ein erstes Abkommen, eine erste
Kapitulationsurkunde.  Sie  signalisierte  durch  Bildung  einer
Volksfrontregierung mit der rassistischen, rechten ANEL und die Wahl eines



Staatspräsidenten aus den Reihen der ND, dass sie keinen Bruch mit der EU
und dem griechischen Kapital anstrebte.

Auch  als  die  Verhandlungen  Ende  Juni  scheiterten  und  Tsipras  ein
Referendum über das Diktat der EU und des IWF ausrief, wollte er eigentlich
keinen Bruch. Keine praktischen Vorbereitungen wurden von der Regierung
unternommen,  um  das  Land  im  Falle  eines  erzwungenen  Grexit
zusammenzuhalten.

So war die vollständige Kapitulation folgerichtig. Nun wird diese von Tsipras,
seiner  Führungsclique  und  der  europäischen  Linkspartei  einschießlich
etlicher „post-autonomer“ Linker auch noch verklärt.  Er hätte,  so erklärt
Tsipras,  noch Schlimmeres verhindert.  Um „sein Land“ vor dem Ruin zu
retten, wäre letztlich jedes Zugeständnis notwendig gewesen, um es in der
Eurozone zu halten. All das sei bitter – aber letztlich alternativlos.

Damit tritt Tsipras das überwältigende Votum des griechischen Volkes, das
Oxi vom 5. Juli, mit Füßen, das ein klares NEIN zu den Diktaten der EU und
der Troika ausdrückt. Selten hat ein reformistischer politischer Führer in der
europäischen ArbeiterInnenbewegung seine selbst proklamierten Ziele und
Versprechen innerhalb so kurzer Zeit verraten, ins Gegenteil verkehrt.

Der Verrat ist freilich keine persönliche Angelegenheit. Eine ganze politische
Strategie und Doktrin ist an den Interessen des europäischen Imperialismus
zerbrochen,  gescheitert.  Erstens  die  Illusion,  die  „europäischen
Institutionen“, die imperialistische EU zu einem Instrument sozialer Reform,
gradueller  Verbesserung  zu  machen.  Zweitens  die  Vorstellung,  dass  die
Alternative zum Neo-Liberalismus die Rückkehr zu einer keynesianischen
Politik,  zur  Stimulierung der Wirtschaft  mittels  „Investitionsprogrammen“
und Stützung der Nachfrage der KonsumentInnen sei. Eine solche Strategie
ist in der aktuellen Krisenperiode nicht „realistisch“, sondern utopisch. Die
Alternative  heißt  nicht  „Neo-Liberalismus  oder  Reform“,  sondern
kapitalistisches  Krisenregime  oder  revolutionärer  Bruch.

Nun  bleibt  Tsipras  und  seinen  Parteigängern  nichts  übrig,  als  die
ArbeiterInnenklasse,  die  RentnerInnen,  die  Jugend auf  bessere Zeiten zu



vertrösten. Derweil wird es weitere Kürzungen, Arbeitslosigkeit, Armut, Ruin
geben.  Derweil  wird  die  griechische  Ökonomie  an  das  deutsche  und
internationale Finanzkapital verscherbelt. Politisch hat das faktisch zu einer
„Regierung der nationalen Einheit“, einer politischen Zusammenarbeit mit
ND, PASOK, Potami, also allen offenen „Troika-Parteien“, geführt.

Die  einzige  Hoffnung,  dass  Tsipras  mit  seinen  neuen  „Partnern“  das
Abkommen mit der EU nicht durchsetzen kann, liegt in der Widerstandskraft
der griechischen Bevölkerung, der ArbeiterInnenklasse und der Jugend. Mit
dem Nein vom 5. Juli haben sie gezeigt, dass sie keine Unterwerfung unter
das imperialistische Diktat wollen. Zugleich hat sich auch gezeigt, dass ein
Nein an den Wahlurnen nicht ausreicht, sondern dass es auf der Straße und
in den Betrieben durch eine Massenbewegung erkämpft werden muss.

Der Generalstreik am 15. Juli  kann dazu ein Schritt sein. Aber befristete
Streiks  sind,  wie  die  Erfahrungen der  letzten Jahre  zeigen,  letztlich  nur
Formen des symbolischen Protests. Die Regierung wird das aussitzen und am
nächsten Tag zur Umsetzung ihres Programms voranschreiten. Notwendig ist
ein  unbefristeter  Generalstreik.  Notwendig  ist  die  Organisierung  von
Massenversammlungen  in  den  Betrieben,  an  Schulen  und  Unis,  in  den
Wohnbezirken, in Stadt und Land und die Wahl von Aktionsausschüssen, um
eine solche Bewegung zu organisieren, zu lenken und zu leiten.

Unsere  Solidarität  und  Unterstützung  gilt  allen  politischen  Kräften  der
griechischen Linken, die in der aktuellen Lage gegen das Diktat der Troika,
gegen die Kapitulation der Syriza-Führung kämpfen und mobilisieren. Eine
Einheitsfront der linken Kräfte in Syriza (Linke Plattform usw.), von Antarsya
und, wenn möglich, der KKE ist notwendig, um jetzt gemeinsam gegen die
Regierung zu mobilisieren. Ein Generalstreik in der aktuellen Lage könnte
die Regierung und die Troika-Politik zu Fall
bringen. Zugleich wäre er ein Mittel, um Organe der Selbstorganisation in
den Betrieben und Stadtteilen aufzubauen und zu Räten zu entwickeln.

Es  würde  auch  erfordern,  Selbstverteidigungsorgane  des  Streiks  gegen
Übergriffe von Polizei und Faschisten aufzubauen und Soldatenräte in der
Armee  zu  schaffen,  um  sich  gegen  einen  möglichen  Militärputsch  zu



wappnen.

Eine solche Zuspitzung würde nicht nur die Frage des Bruchs mit der EU,
der  sofortigen  Streichung  der  Schulden,  der  Einführung  von
Kapitalverkehrskontrollen aufwerfen. Sie würde auch Maßnahmen erfordern,
die sich gegen den Kapitalismus richten: die entschädigungslose Enteignung
der  großen  Banken  und  Konzerne  unter   ArbeiterInnenkontrolle,  einen
Notplan zur Sicherung der Grundbedürfnisse der Massen. Kurzum, sie würde
die Frage einer ArbeiterInnenregierung aufwerfen, die sich auf Räte und
Selbstverteidigungseinheiten stützt,  die herrschende Klasse enteignet und
die Wirtschaft auf Basis eines demokratischen Plans reorganisiert.

Zweifellos  ist  ein solches Programm, eine solche Strategie heute schwer
umsetzbar. Die Politik der monatelangen Verhandlungen mit der EU, der
EZB, dem IWF, die ständige Vertröstung auf Verbesserungen im Rahmen des
bestehenden  Systems  und  die  stetige  Verschlechterung  der
Lebensbedingungen  haben  bei  vielen  Menschen  zu  Verzweiflung  und
Resignation geführt. Diese werden weiter um sich greifen, wenn es nicht
rasch zu massenhaftem und entschlossenem Widerstand kommt,  der  den
Menschen  eine  Perspektive  bietet.  Diese  kann  jedoch  nur  in  der
revolutionären,  sozialistischen  Umwälzung  und  im  Kampf  für  ein
sozialistisches  Europa  liegen.  Dies  ist  schwer,  sehr  schwer  zu  machen
angesichts  der  Entwicklung  der  letzten  Jahre  –  aber  sie  ist  die  einzige
Alternative zur vollständigen Niederlage.

Um den Widerstand gegen das Diktat der Imperialisten zu führen, ist ein
Bruch  mit  der  Regierung  Tsipras,  ein  Bruch  mit  seiner  Fraktion
unvermeidlich. Eine „Einheit“ mit den Erfüllungsgehilfen von Merkel und
Schäuble wäre selbst  nichts  anderes als  die  mehr oder minder kritische
Unterordnung unter ebendiese Erfüllungsgehilfen. Natürlich sollte die Linke
in Syriza die Partei den Rechten nicht kampflos überlassen, sondern auf einer
Notkonferenz den Bruch herbeiführen. Vor allem aber gilt, es die politische
Einheit mit der revolutionären und radikalen Linken außerhalb von Syriza –
allen voran mit Antarsya – herbeizuführen, um eine neue, anti-kapitalistische,
revolutionäre ArbeiterInnenpartei aufzubauen.
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